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Gültiger qualifi zierter Mietspiegel ab 
01.11.2026 bei der Gemeinde Buchenbach
Ab dem 01.11.2026 verfügt die Gemeinde Bu-
chenbach über einen gültigen qualifi zierten 
Mietspiegel. Dieser bietet eine transparente und 
verlässliche Orientierung über die ortsüblichen 
Vergleichsmieten und unterstützt sowohl Miete-
rinnen und Mieter als auch Vermieterinnen und 
Vermieter bei der Einschätzung angemessener Mietpreise.
Der Mietspiegel kann zudem zur Begründung von Mieterhö-
hungsverlangen bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete herange-
zogen werden. Dabei sind die gesetzlichen Voraussetzungen 
und Fristen zu beachten, insbesondere die Regelungen des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs.

Alle Informationen zum Mietspiegel sowie ein Online-Rechner 
zur individuellen Berechnung der ortsüblichen Vergleichsmie-
te stehen ab diesem Zeitpunkt auf der Webseite der Gemeinde 
Buchenbach bereit: https://www.buchenbach.de/p/mietspiegel.

Dorfl aden Buchenbach
Öff nungszeiten
Montag bis Freitag: 07.30 – 13.00 Uhr & 15.00 – 18.30 Uhr 
Mittwoch nachmittags geschlossen
Samstag: 07.30 – 13.00 Uhr, Sonntag: 07.30 – 11.00 Uhr

Online mitmachen
Bis 6. November 2026 können alle Bürgerinnen und Bürger bei unserer Online-Beteiligung mitmachen

Die Gemeinde Buchenbach führt eine Dialogische Bürgerbeteiligung zum kommunalen Haushalt durch. Sie können die Themenland-
karte kommentieren und eigene Vorschläge einbringen. Die Ergebnisse werden ausgewertet und dem Gemeinderat zur Beratung vor-
gelegt.

Auf unserer Internetseite www.buchenbach.de fi nden Sie alle Informationen.

Direkt zur Online-Beteiligung gelangen Sie über die Internetadresse 
https://ikh-online.de/buchenbach

Schon heute vormerken: Am 16. November 2026 um 19 Uhr in der Sommerberghalle werden beim Dialog-Markt 
„Buchenbach fi t für die Zukunft“ die wesentlichen Erkenntnisse noch einmal gemeinsam betrachtet.
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BEREITSCHAFTSDIENSTE

APOTHEKENBEREITSCHAFSDIENSTE

NOTDIENSTE/SERVICEADRESSEN:

Polizei  110
Feuerwehr  112
Rettungsdienst  112
Ärztlicher Bereitschaftsdienst    116117
(für alle Behandlungen außerh. der Sprechstundenzeiten
des Hausarztes und seiner Vertretung)
oder www.docdirekt.de (medizinische Online-Hilfe und Videosprechstunde)
Krankentransport  (nicht vorwahlfrei)  0761 19222
DRK-Pflegedienst  07660 920353
                                  0175 2244311
Zahnärztlicher Notfalldienst, Info  0761 120 120 00
Kirchl. Sozialstation Dreisamtal  07661 98680
Hospizgruppe Dreisamtal  0160 96263862
Telefonseelsorge  0800 1110111
 0800 1110222
Telefonische Krisenberatung, Fr-So u. Feiertag 18 - 22 Uhr 0761 88883533
Polizeiposten Kirchzarten  07661 97919-0
Wassermeister, EWK Notdienst  015170595748
Dorfhelferin, Einsatzleitung  0761 4010618

Pflegestützpunkt Breisgau Hochschwarzwald
Gebiet: Dreisamtal, Hochschwarzwald
79822 Titisee Neustadt, Wilhelm-Stahl-Str. 13 (gegenüber der AOK)
Ansprechpartner:   0761 2187-2977
Dreisamtal: Frau Zähringer, franziska.zaehringer@lkbh.de

an Wochenenden und Feiertagen rund um die Uhr
Mo., Di., Do. von 20 bis 6 Uhr
Mi. und Fr. ab 15 Uhr
Erwachsene   116 117
Kinder   116 117 

Wechsel der Notdienstbereitschaft täglich 8.30 Uhr. 
Weitere Notdienstapotheken erfahren Sie unter der kostenlosen 
Festnetznummer: 0800 0022833.

Donnerstag, 22.10.2026
Apotheke St. Gallus Kirchzarten
Hauptstr. 17, 79199 Kirchzarten,  Tel.: 07661 - 50 47

Freitag, 23.10.2026
Unterlinden-Apotheke
Unterlinden 2, 79098 Freiburg,  Tel.: 0761 - 3 43 00

Samstag, 24.10.2026
Aeskulap-Apotheke Stühlinger
Breisacher Str. 52, 79106 Freiburg,  Tel.: 0761 - 27 34 10

Sonntag, 25.10.2026
Loretto-Apotheke Wiehre
Günterstalstr. 52, 79100 Freiburg,  Tel.: 0761 - 7 48 84

Montag, 26.10.2026
Breisgau-Apotheke am Hauptbahnhof
Eisenbahnstr. 64, 79098 Freiburg,  Tel.: 0761 - 2 42 88

Dienstag, 27.10.2026
Kloster-Apotheke Oberried
Hauptstr. 9, 79254 Oberried,  Tel.: 07661 - 27 66

Mittwoch, 28.10.2026
Schwabentor-Apotheke
Oberlinden 22, 79098 Freiburg,  Tel.: 0761 - 3 42 43

Die weiterene Notdienste sind abrufbar auf der Homepage der Landes- 
apothekenkammer: www.lak-bw.de/notdienstportal/ 
Zur Beachtung: Der Nacht- und Sonntagsdienst wird vom/von der Apo-
theker(in) über die reguläre Arbeitszeit hinaus zusätzlich übernommen.

Wir bitten Sie daher, den Bereitschaftsdienst nach 20.00 Uhr nur in ech-
ten Notfällen in Anspruch zu nehmen.

Amtliche BEKANNTMACHUNGEN

Sprechzeiten und Rathausbesuch
Sprechzeiten sind von Montag - Freitag von 8.00 - 12.00 Uhr 
sowie am Dienstag zusätzlich von 14.00 - 18.00 Uhr
Um Sie noch passgenauer als durch die Sprechzeiten bedienen 
zu können, empfehlen wir Ihnen mit den Mitarbeiter/innen im 
Vorfeld einen Termin zu vereinbaren. Dies hat sich in den ver-
gangenen Monaten in der Praxis bewährt und mit Termin wird 
Ihnen Vorrang gewährt.

Telefonzentrale - Frau Kaiser  07661 3965-0

Sekretariat/Zentralbüro - Frau Müller
gemeinde@buchenbach.de
sekretariat.buergermeister@buchenbach.de 3965-27

Bürgermeister Ralf Kaiser
buergermeister@buchenbach.de 3965-27

Hauptamtsleiter/Grundbucheinsichtstelle - Herr Hirsch
v.hirsch@buchenbach.de 3965-25

Zentraldienste/Digitales/Ehrenamt - Frau Saier
p.saier@buchenbach.de 3965-21

Bürgerservice/Standesamt - Frau Faller
n.faller@buchenbach.de 3965-24

Fundbüro/Tourismus/Meldescheine - Frau Kaiser
t.kaiser@buchenbach.de 3965-13

Bauamtsleiter/Ordnungsamtsleiter - Herr Wehrle
bauamt@buchenbach.de 3965-22

Baubürgerbüro/Bürgerservice - Frau Roth
bauamt@buchenbach.de 3965-23

Sicherheit und Ordnung - Frau Steiert
ordnungsamt@buchenbach.de 3965-14

Bauhof
bauhof@buchenbach.de 3965-70

Rechnungsamtsleiterin - Frau Reichmann
d.reichmann@buchenbach.de 3965-20

Gemeindekasse - Frau Maier
s.maier@buchenbach.de 3965-28

Wasserversorgungsverband Himmelreich
Am Dienstag, 03. November 2026 findet um 17.00 Uhr im Sit-
zungssaal des Rathaus Buchenbach, Hauptstraße 20, 79256 Buchen-
bach, eine öffentliche Verbandsversammlung des Wasserversor-
gungsverbandes Himmelreich mit folgender Tagesordnung statt:
1. Feststellung von Tagesordnung und Beschlussfähigkeit
2. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Verbandsver-

sammlung vom 28. April 2026
3. Beschluss Wirtschaftsplan 2027
4. Information zur Betriebsprüfung nach § 28 SGB IV
5. Bericht des Wassermeisters
6. Fragestunde
7. Wünsche und Anregungen

Buchenbach, 19.10.2026
Ralf Kaiser, 
Verbandsvorsitzender
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Öffentliche Sitzung des  
Gemeindeverwaltungsverbandes Dreisamtal
am Mittwoch, 04.11.2026 18:00 Uhr, findet eine öffentliche Sit-
zung des Gemeindeverwaltungsverbandes Dreisamtal statt. Die 
Bevölkerung ist hierzu in den Bürgersaal, Klosterscheune Oberried, 
Klosterplatz 4, freundlich eingeladen. 

Tagesordnung:
1. Bekanntgaben
2. Fragen und Anregungen aus der Bevölkerung
3.  7. Änderung des Flächennutzungsplans des GVV Dreisamtal 
 (Gemeinde Kirchzarten, "Gewerbegebiet Fischerrain III")
 a.)   Abwägung der eingegangenen Anregungen und Stel-

lungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligungs-
verfahren sowie der Offenlage und Beteiligung der Behör-
den und sonstigen Trägern öffentlicher Belange

 b.)  Feststellungsbeschluss
4. 10. Änderung des Flächennutzungsplan des GVV Dreisamtal
 (Gemeinde Oberried, "Windenergie Hundsrücken")
 a.)   Aufstellungsbeschluss zur Einleitung der 10. Änderung 

des Flächennutzungsplans gem. § 2 Abs. 1 i.V.m. § 1 Abs. 8 
BauGB

 b.)  Billigung Vorentwurf
 c.)   Beschluss zur Durchführung der Frühzeitigen Beteili-

gungsverfahren nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB
5. Feststellung der Jahresrechnung 2025
6.  Haushaltsplan 2026 - Einbringung, Beratung und Beschlussfassung
7.  Haushaltsplan 2027 - Einbringung, Beratung und Beschlussfassung
8.  Allgemeine Finanzprüfung beim Gemeindeverwaltungs-

verband Dreisamtal durch die Gemeindeprüfunganstalt Ba-
den-Württemberg für die Jahre 2022 bis 2025

9. Wünsche und Anträge aus der Verbandsversammlung 

gez. Darius Reutter
Verbandsvorsitzender

Satzung über die Entsorgung von  
Kleinkläranlagen und geschlossenen 
Gruben (Entsorgungssatzung) der  
Gemeinde Buchenbach
Aufgrund von § 46 Abs. 4 des Wassergesetzes für Baden-Württem-
berg, §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 
und §§ 2, 8 Abs. 2 und 13 des Kommunalabgabengesetzes für Ba-
den-Württemberg hat der Gemeinderat der Gemeinde Buchenbach 
am 12.10.2026 folgende Satzung beschlossen:
 
I. Allgemeines

§ 1 Öffentliche Einrichtungen, Begriffsbestimmung
(1)   Die Gemeinde betreibt die unschädliche Beseitigung des 

Schlamms aus Kleinkläranlagen und des gesammelten Abwas-
sers aus geschlossenen Gruben als öffentliche Einrichtung.

(2)   Die Abwasserbeseitigung nach Abs. 1 umfasst die Abfuhr und 
Beseitigung des Schlamms aus Kleinkläranlagen sowie des 
Inhalts von geschlossenen Gruben einschließlich der Überwa-
chung des ordnungsgemäßen Betriebs dieser Anlagen durch 
die Gemeinde oder den von ihr beauftragten Dritten im Sinne 
von § 56 Satz 3 Wasserhaushaltsgesetz (WHG).

 
§ 2 Anschluss und Benutzung

(1)   Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Kleinkläranla-
gen oder geschlossene Gruben vorhanden sind, sind berech-
tigt und verpflichtet, ihre Grundstücke an die Einrichtung für 
die Abwasserbeseitigung nach § 1 Abs. 1 anzuschließen und 
den Inhalt der Kleinkläranlagen und geschlossenen Gruben 
der Gemeinde zu überlassen. An die Stelle des Grundstücksei-
gentümers tritt der Erbbauberechtigte.

(2)   Die Benutzungs- und Überlassungspflicht nach Abs. 1 trifft 
auch die sonst zur Nutzung eines Grundstücks oder einer Woh-
nung berechtigten Personen.

(3)   Von der Verpflichtung zum Anschluss und der Benutzung der 
Einrichtung ist der nach Abs. 1 und 2 Verpflichtete auf Antrag 
insoweit und solange zu befreien, als ihm der Anschluss bzw. 
die Benutzung wegen seines, die öffentlichen Belange über-
wiegenden Interesses an der eigenen Beseitigung des Abwas-
sers nicht zugemutet werden kann und die wasserwirtschaftli-
che Unbedenklichkeit von der Wasserbehörde bestätigt wird.

(4)   Eine Befreiung zur Benutzung der gemeindlichen Abfuhr des 
Schlamms bzw. Abwassers wird dem nach Abs. 1 und 2 Ver-
pflichteten auf Antrag insoweit und insolange erteilt, als er 
selbst eine ordnungsgemäße Abfuhr des auf seinem Grund-
stück anfallenden Schlamms bzw. Abwassers sicherstellen 
kann. Der Gemeinde ist auf Verlangen ein Nachweis über die 
ordnungsgemäße Abfuhr zu erbringen.

 
§ 3 Betrieb der Kleinkläranlagen und geschlossenen Gruben

(1)   Die Kleinkläranlagen und geschlossenen Gruben sind nach 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik vom Grund-
stückseigentümer auf eigene Kosten herzustellen, zu unter-
halten und zu betreiben. Die wasserrechtlichen und baurecht-
lichen Bestimmungen bleiben unberührt. Vom Betreiber ist 
eine ständige Funktionskontrolle (Eigenkontrolle) seiner Ab-
wasseranlagen durchzuführen.

(2)   Die ordnungsgemäße Wartung der Kleinkläranlagen ist vom 
Grundstückseigentümer gegenüber der Gemeinde jährlich 
durch die Vorlage der Bescheinigung eines Fachbetriebes oder 
Fachmannes nachzuweisen.

(3)   In die Kleinkläranlagen und geschlossenen Gruben dürfen 
keine Stoffe eingeleitet werden, die geeignet sind,
1. die Funktionsfähigkeit der Kleinkläranlagen und geschlos-

senen Gruben zu beeinträchtigen,
2. die bei der Entleerung, Abfuhr und Behandlung eingesetz-

ten Geräte, Fahrzeuge und Abwasserreinigungsanlagen in 
ihrer Funktion zu beeinträchtigen, zu beschädigen oder zu 
zerstören.

(4)   Im Übrigen gelten die Bestimmungen der Satzung über die 
öffentliche Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung) in der je-
weils geltenden Fassung über
1. die Ausschlüsse in § 6 Abs. 1 und 2 Abwassersatzung für 

Einleitungen in die Kleinkläranlagen oder geschlossenen 
Gruben;

2. den Einbau sowie die Entleerung und Reinigung von Ab-
scheidevorrichtungen gemäß § 18 Abs. 1 Abwassersat-
zung auf angeschlossenen Grundstücken entsprechend.

§ 4 Entsorgung der Kleinkläranlagen und geschlossenen Gruben
(1)   Die Entsorgung der Kleinkläranlagen und geschlossenen Gru-

ben erfolgt regelmäßig, mindestens jedoch in den von der 
Gemeinde für jede Kleinkläranlage und geschlossene Grube 
unter Berücksichtigung der Herstellerhinweise, der DIN 4261, 
den Bestimmungen der Allgemeinen bauaufsichtlichen Zulas-
sung sowie der wasserrechtlichen Entscheidung festgelegten 
Abständen oder zusätzlich nach Bedarf.

(2)   Die Gemeinde kann die Kleinkläranlagen und geschlossenen Gru-
ben auch zwischen den nach Absatz 1 festgelegten Terminen und 
ohne Anzeige nach § 5 Absatz 2 entsorgen, wenn aus Gründen 
der Wasserwirtschaft ein sofortiges Leeren erforderlich ist.

 
§ 5 Anzeigepflicht, Zutrittsrecht, Auskünfte

(1)   Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde binnen eines 
Monats anzuzeigen
1. die Inbetriebnahme und das Verfahren (Art der Abwasser-

behandlung) von Kleinkläranlagen oder geschlossenen 
Gruben;
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2. den Erwerb oder die Veräußerung eines Grundstücks, 
wenn auf dem Grundstück Kleinkläranlagen oder ge-
schlossene Gruben vorhanden sind. Bestehende Klein-
kläranlagen oder geschlossene Gruben sind der Gemein-
de vom Grundstückseigentümer oder vom Betreiber der 
Anlage innerhalb eines Monats nach Inkrafttreten dieser 
Satzung anzuzeigen.

(2)   Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde den etwaigen 
Bedarf für eine Entleerung vor dem für die nächste Leerung 
festgelegten Termin anzuzeigen. Die Anzeige hat für geschlos-
sene Gruben spätestens dann zu erfolgen, wenn diese bis auf 
50 cm unter Zulauf angefüllt sind.

(3)   Den Beauftragten der Gemeinde ist ungehindert Zutritt zu 
allen Teilen der Kleinkläranlagen oder geschlossenen Gruben 
zu gewähren
1. zur Prüfung, ob die Vorschriften dieser Satzung eingehal-

ten werden;
2. zur Entsorgung der Kleinkläranlagen und geschlossenen 

Gruben nach § 4 Abs. 1 und 2.

(4)   Der Grundstückseigentümer ist dafür verantwortlich, dass die 
Kleinkläranlagen und geschlossenen Gruben jederzeit zum 
Zweck des Abfahrens des Abwassers zugänglich sind und sich 
der Zugang in einem verkehrssicheren Zustand befindet.

(5)   Der Grundstückseigentümer und die sonst zur Nutzung eines 
Grundstücks oder einer Wohnung berechtigten Personen sind 
verpflichtet, alle zur Durchführung dieser Satzung erforderli-
chen Auskünfte zu erteilen.

 
§ 6 Haftung

(1)   Der Grundstückseigentümer haftet der Gemeinde für Schäden 
infolge mangelhaften Zustandes oder unsachgemäßer oder 
satzungswidriger Nutzung seiner Kleinkläranlagen oder ge-
schlossenen Gruben. Er hat die Gemeinde von Ersatzansprü-
chen Dritter freizustellen, die wegen solcher Schäden geltend 
gemacht werden. Mehrere Ersatzpflichtige haften als Gesamt-
schuldner.

(2)   Kann die Entsorgung der Kleinkläranlagen und geschlossenen 
Gruben wegen höherer Gewalt, Betriebsstörung, Witterungs-
einflüssen, Hochwasser oder aus ähnlichen Gründen nicht 
oder nicht rechtzeitig durchgeführt werden, hat der Grund-
stückseigentümer keinen Anspruch auf Schadensersatz.

 
II. Gebühren

§ 7 Gebührenmaßstab
(1)   Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der öffentlichen Ein-

richtung nach § 1 dieser Satzung Benutzungsgebühren.

(2)  Die Benutzungsgebühr setzt sich zusammen aus
1. einer Grundgebühr je Entleerung,
2. einer mengenabhängigen Gebühr für die Abfuhr sowie 

Annahme und  Behandlung des abgefahrenen Schlamms 
aus Kleinkläranlagen beziehungsweise des abgefahrenen 
Abwassers aus geschlossenen Gruben und

3. gegebenenfalls einer Zulage bei Verlegung einer Schlauch-
leitung mit einer Länge von 21 m bis 30 m.

(3)   Maßstab für die mengenabhängige Gebühr nach Absatz 2 Nr. 
2 ist die mit der Messeinrichtung des Abfuhrfahrzeugs gemes-
sene Menge des abgefahrenen Schlamms beziehungsweise 
Abwassers in Kubikmetern (m³). Die abgefahrene Menge ist 
bei jeder Entleerung mit der Messeinrichtung des Abfuhrfahr-
zeugs festzustellen und vom Grundstückseigentümer oder 
dessen Beauftragten zu bestätigen.

 
§ 8 Gebührenschuldner

(1)   Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Abtransports 
des Abfuhrgutes Eigentümer des Grundstücks ist.

(2)   Der Erbbauberechtigte ist anstelle des Grundstückseigentü-
mers Gebührenschuldner. Mehrere Gebührenschuldner haf-
ten als Gesamtschuldner.

 
§ 9 Gebührenhöhe

(1)  Die Grundgebühr beträgt je Entleerung 220,50 €.

(2)   Die mengenabhängige Gebühr für die Abfuhr sowie Annahme 
und Behandlung beträgt
1.  für Schlamm aus Kleinkläranlagen 50,98 € je m³,
2. für Abwasser aus geschlossenen Gruben 41,18 € je m³.

(3)   Bei Verlegung einer Schlauchleitung mit einer Länge von 21 m 
bis 30 m wird zusätzlich je Entleerung eine Zulage von 29,75 € 
erhoben.

(4)   Angefangene Kubikmeter werden bis einschließlich 0,5 m³ auf 
den vorausgehenden vollen Kubikmeter abgerundet und bei 
mehr als 0,5 m³ auf den nächstfolgenden vollen Kubikmeter 
aufgerundet.

 
§ 10 Entstehung, Fälligkeit

(1)   Die Gebührenschuld entsteht mit der Inanspruchnahme der 
Einrichtung.

(2)   Die Gebühren sind zwei Wochen nach Bekanntgabe des Ge-
bührenbescheids zur Zahlung fällig.

 
III. Ordnungswidrigkeiten

§ 11 Ordnungswidrigkeiten
(1)   Ordnungswidrig i. S. von § 142 Abs. 1 der Gemeindeordnung für 

Baden-Württemberg handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. entgegen § 2 Abs. 1 Satz 1 den Inhalt von Kleinkläranlagen 

oder geschlossenen Gruben nicht der Gemeinde überlässt;
2. Kleinkläranlagen und geschlossene Gruben nicht nach 

den Vorschriften des § 3 Abs. 1 herstellt, unterhält oder 
betreibt;

3. entgegen § 3 Abs. 3 Stoffe in die Anlagen einleitet, die ge-
eignet sind, die bei der Entleerung, Abfuhr und Behand-
lung eingesetzten Geräte, Fahrzeuge und Abwasserrei-
nigungsanlagen in ihrer Funktion zu beeinträchtigen, zu 
beschädigen oder zu zerstören;

4. entgegen § 3 Abs. 4 Nr. 1 i. V. mit § 6 Abs. 1 und 2 der Ab-
wassersatzung von der Einleitung ausgeschlossene Ab-
wässer oder Stoffe in Kleinkläranlagen oder geschlossene 
Gruben einleitet oder die vorgeschriebenen Höchstwerte 
für einleitbares Abwasser nicht einhält;

5. entgegen § 3 Abs. 4 Nr. 2 i. V. mit § 18 Abs. 1 der Abwas-
sersatzung die notwendige Entleerung und Reinigung der 
Abscheidevorrichtungen nicht vornimmt;

6. entgegen § 5 Abs. 1 und 2 seinen Anzeigepflichten gegen 
über der Gemeinde nicht, nicht richtig oder nicht rechtzei-
tig nachkommt;

7. entgegen § 5 Abs. 3 dem Beauftragten der Gemeinde nicht 
ungehinderten Zutritt gewährt.

(2)   Die Vorschriften des Landesverwaltungsvollstreckungsgeset-
zes bleiben unberührt.

(3)   Ordnungswidrig i.S. von § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 des Kommunal-
abgabengesetzes für Baden-Württemberg handelt, wer vor-
sätzlich oder leichtfertig den Anzeigepflichten nach § 5 Abs. 1 
dieser Satzung nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig nach-
kommt.

 
IV. Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 12 Inkrafttreten
Soweit Abgabenansprüche nach dem bisherigen Satzungsrecht be-
reits entstanden sind, gelten anstelle dieser Satzung die Satzungs-
bestimmungen, die im Zeitpunkt des Entstehens der Abgabeschuld 
gegolten haben.
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Diese Satzung tritt am 01.01.2027 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Sat-
zung vom 16.12.2024 außer Kraft.

Buchenbach, den 12.10.2026

gez. Ralf Kaiser
Bürgermeister
 
Hinweis zur Satzungsbekanntmachung gem. § 4 Abs. 4 
Gemeindeordnung (GemO)
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
GemO oder aufgrund der GemO beim Erlass der Satzung kann nur 
innerhalb eines Jahres nach dieser Bekanntmachung unter Bezeich-
nung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schrift-
lich oder elektronisch gegenüber der Gemeinde geltend gemacht 
werden. Nach Ablauf dieser Frist gilt die Satzung als von Anfang an 
gültig zustande gekommen; dies gilt nicht, wenn die Vorschriften 
über die Öffentlichkeit der Sitzung die Genehmigung oder die Be-
kanntmachung der Satzung verletzt worden sind. 
 
Abweichend hiervon kann die Verletzung der Verfahrens- oder 
Formvorschriften auch nach Ablauf der Jahresfrist von jedermann 
geltend gemacht werden, wenn der Bürgermeister dem Satzungs-
beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen 
hat, oder wenn vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehör-
de Satzungsbeschluss beanstandet hat oder ein anderer die Verlet-
zung von Verfahrens- oder Formvorschriften innerhalb der Jahres-
frist geltend gemacht hat. 
 

Satzung über die öffentliche  
Abwasserbeseitigung 

(Abwassersatzung – AbwS) der Gemeinde Buchenbach
Aufgrund von § 46 Abs. 4 und 5 des Wassergesetzes für Ba-
den-Württemberg (WG), §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Ba-
den-Württemberg (GemO) und §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 des 
Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat der 
Gemeinderat der Gemeinde Buchenbach in seiner öffentlichen Sit-
zung am 12. Oktober 2026 folgende Satzung beschlossen:
 
I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Öffentliche Einrichtung
(1)  Die Gemeinde Buchenbach betreibt die Beseitigung des in 

ihrem Gebiet angefallenen Abwassers als eine öffentliche 
Einrichtung. Voraussetzung für die Beseitigung ist, dass das 
Abwasser über eine Grundstücksentwässerungsanlage in die 
öffentliche Abwasseranlage gelangt oder zu einer öffentlichen 
Abwasserbehandlungsanlage gebracht (angeliefert) wird.

(2)  Die Gemeinde Buchenbach kann die Abwasserbeseitigung 
ganz oder teilweise durch Dritte vornehmen lassen.

(3)  Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, Erweiterung oder Ände-
rung der öffentlichen Abwasseranlagen besteht nicht.

 
§ 2 Begriffsbestimmungen

(1)  Abwasser ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirt-
schaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften 
veränderte Wasser und das bei Trockenwetter damit zusam-
men abfließende Wasser (Schmutzwasser) sowie das von Nie-
derschlägen aus dem Bereich von bebauten oder -befestigten 
Flächen gesammelt abfließende Wasser (Niederschlagswas-
ser). Als Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen zum Be-
handeln, Lagern und Ablagern von Abfällen austretenden und 
gesammelten Flüssigkeiten.

(2)  Öffentliche Abwasseranlagen haben den Zweck, das im Ge-
meindegebiet angefallene Abwasser zu sammeln, den Abwas-
serbehandlungsanlagen zuzuleiten und zu reinigen. Öffentliche 
Abwasseranlagen sind insbesondere die öffentlichen Kanäle, 
Anlagen zur Ableitung von Grund- und Drainagewasser, durch 
die die öffentlichen Abwasseranlagen entlastet werden, Regen-

rückhaltebecken, Regenüberlauf- und Regenklärbecken, Reten-
tionsbodenfilter, Abwasserpumpwerke, Kläranlagen und Versi-
ckerungs- und Rückhalteanlagen für Niederschlagswasser (u.a. 
Mulden- und Rigolensysteme, Sickermulden/-teiche/-schäch-
te), soweit sie nicht Teil der Grundstücksentwässerungsanlage 
sind sowie offene und geschlossene Gräben, soweit sie von der 
Gemeinde Buchenbach zur öffentlichen Abwasserbeseitigung 
benutzt werden. Zu den öffentlichen Abwasseranlagen gehö-
ren auch für die Abwasserbeseitigung hergestellte künstliche 
Gewässer gemäß § 17 Abs. 1 Nr. 1 KAG sowie der Teil der Haus-
anschlussleitung, der im Bereich der öffentlichen Verkehrs- und 
Grünflächen verläuft (Grundstücksanschluss).

(3)  Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle Einrichtungen, 
die der Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung und Ableitung 
des Abwassers bis zur öffentlichen Abwasseranlage dienen. 
Dazu gehören insbesondere Leitungen, die im Erdreich oder im 
Fundamentbereich verlegt sind und das Abwasser dem Grund-
stücksanschluss zuführen (Grundleitungen), Prüfschächte sowie 
Pumpanlagen bei einer Abwasserdruckentwässerung und Ver-
sickerungs- und Rückhalteanlagen für Niederschlagswasser, so-
weit sie sich auf privaten Grundstücksflächen befinden. 

(4)  Notüberläufe sind Entlastungsbauwerke für außerplanmäßige 
Ableitungen in den öffentlichen Kanal. Drosseleinrichtungen 
dienen der vergleichsmäßigen und reduzierten (gedrosselten) 
Ableitung von Abwasser in den öffentlichen Kanal; sie sind so 
auszulegen, dass eine Einleitung nur in Ausnahmesituationen 
(zum Beispiel Starkregen) erfolgt. 

 
II. Anschluss und Benutzung

§ 3 Berechtigung und Verpflichtung zum Anschluss und zur 
Benutzung

(1)  Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Abwasser anfällt, 
sind nach näherer Bestimmung dieser Satzung berechtigt und 
verpflichtet, ihre Grundstücke an die öffentlichen Abwasseranla-
gen anzuschließen, diese zu benutzen und das gesamte auf den 
Grundstücken anfallende Abwasser der Gemeinde Buchenbach 
im Rahmen des § 46 Abs. 1 und Abs. 2 WG zu überlassen. Der Er-
bbauberechtigte oder sonst dinglich zur baulichen Nutzung des 
Grundstücks Berechtigte tritt an die Stelle des Eigentümers.

(2)  Die Benutzungs- und Überlassungspflicht nach Abs. 1 trifft 
auch die sonst zur Nutzung eines Grundstücks oder einer Woh-
nung berechtigten Personen.

(3)  Bebaute Grundstücke sind anzuschließen, sobald die für sie 
bestimmten öffentlichen Abwasseranlagen betriebsfertig her-
gestellt sind. Wird die öffentliche Abwasseranlage erst nach Er-
richtung einer baulichen Anlage hergestellt, so ist das Grund-
stück innerhalb von sechs Monaten nach der betriebsfertigen 
Herstellung anzuschließen.

(4)  Unbebaute Grundstücke sind anzuschließen, wenn der An-
schluss im Interesse der öffentlichen Gesundheitspflege, des 
Verkehrs oder aus anderen Gründen des öffentlichen Wohls 
geboten ist.

 
§ 4 Anschlussstelle, vorläufiger Anschluss

(1)  Wenn der Anschluss eines Grundstücks an die nächste öffentli-
che Abwasseranlage technisch unzweckmäßig oder die Ablei-
tung des Abwassers über diesen Anschluss für die öffentliche 
Abwasseranlage nachteilig wäre, kann die Gemeinde Buchen-
bach verlangen oder gestatten, dass das Grundstück an eine 
andere öffentliche Abwasseranlage angeschlossen wird.

(2)  Ist die für ein Grundstück bestimmte öffentliche Abwasseran-
lage noch nicht hergestellt, kann die Gemeinde Buchenbach 
den vorläufigen Anschluss an eine andere öffentliche Abwas-
seranlage gestatten oder verlangen.

 
§ 5 Befreiungen

Von der Verpflichtung zum Anschluss seines Grundstücks an die öf-
fentliche Abwasserbeseitigung und von der Pflicht zur Benutzung 
deren Einrichtungen ist aufgrund § 46 Abs. 5 Satz 1 WG der nach 
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§ 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete auf Antrag insoweit und solange zu 
befreien, als ihm der Anschluss bzw. die Benutzung wegen seines 
die öffentlichen Belange überwiegenden privaten Interesses an der 
eigenen Beseitigung des Abwassers nicht zugemutet werden kann 
und die Befreiung wasserwirtschaftlich unbedenklich ist.
 

§ 6 Allgemeine Ausschlüsse
(1)  Von der öffentlichen Abwasserbeseitigung sind sämtliche Stof-

fe ausgeschlossen, die die Reinigungswirkung der Klärwerke, 
den Betrieb der Schlammbehandlungsanlagen, die Schlamm-
beseitigung oder die Schlammverwertung beeinträchtigen, 
die öffentlichen Abwasseranlagen angreifen, ihre Funktions-
fähigkeit oder Unterhaltung behindern, erschweren oder ge-
fährden können oder die den in öffentlichen Abwasseranlagen 
arbeitenden Personen oder dem Vorfluter schaden können. 
Dies gilt auch für Flüssigkeiten, Gase und Dämpfe.

(2)  Insbesondere sind ausgeschlossen:
1. Stoffe − auch im zerkleinerten Zustand −, die zu Ablage-

rungen oder Verstopfungen in den öffentlichen Abwas-
seranlagen führen können (zum Beispiel Kehricht, Schutt, 
Asche, Zellstoffe, Mist, Schlamm, Sand, Glas, Kunststoffe, 
Textilien, Küchenabfälle, Schlachtabfälle, Haut- und Leder-
abfälle, Tierkörper, Panseninhalt, Schlempe, Trub, Trester 
und hefehaltige Rückstände);

2. feuergefährliche, explosive, giftige, fett- oder ölhaltige 
Stoffe (zum Beispiel Benzin, Heizöl, Karbid, Phenole, Öle 
und Fette, Öl-/Wasseremulsionen, Säuren, Laugen, Salze, 
Reste von Pflanzenschutzmitteln oder vergleichbaren Che-
mikalien, Blut aus Schlachtungen, mit Krankheitskeimen 
behaftete oder radioaktive Stoffe) sowie Arzneimittel;

3. Jauche, Gülle, Abgänge aus Tierhaltungen, Silosickersaft 
und Molke;

4. faulendes und sonst übelriechendes Abwasser (zum Bei-
spiel milchsaure Konzentrate, Krautwasser);

5. Abwasser, das schädliche oder belästigende Gase oder 
Dämpfe verbreiten kann;

6. Abwasser, das einem wasserrechtlichen Bescheid nicht 
entspricht;

7. Abwasser, dessen Beschaffenheit oder Inhaltsstoffe über 
den Richtwerten des Anhangs A. 1 des Merkblatts DWA-M 
115−2 vom Februar 2013 (Herausgeber/Vertrieb: Deutsche 
Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. 
V. – DWA –, Theodor-Heuss-Allee 17, 53773 Hennef) liegen;

8. die Einleitung von Fremdwasser in die Schmutzwasserka-
nalisation (z.B. unverschmutztes Bach-, Quell-, Grund- und 
Drainagenwasser) sowie unverschmutztes Kühlwasser.

(3)  Die Gemeinde Buchenbach kann im Einzelfall über die nach 
Absatz 2 einzuhaltenden Anforderungen hinausgehende An-
forderungen stellen, wenn dies für den Betrieb der öffentli-
chen Abwasseranlagen erforderlich ist.

(4)  Die Gemeinde Buchenbach kann im Einzelfall Ausnahmen von 
den Bestimmungen der Absätze 1 und 2 zulassen, wenn öffent-
liche Belange nicht entgegenstehen, die Versagung der Ausnah-
me im Einzelfall eine unbillige Härte bedeuten würde und der 
Antragsteller eventuell entstehende Mehrkosten übernimmt.

 
§ 7 Ausschlüsse im Einzelfall, Mehrkostenvereinbarung

(1)  Die Gemeinde Buchenbach kann im Einzelfall Abwasser von 
der öffentlichen Abwasserbeseitigung ausschließen,
1. dessen Sammlung, Fortleitung oder Behandlung im Hinblick 

auf den Anfallort oder wegen der Art oder Menge des Abwas-
sers unverhältnismäßig hohen Aufwand verursachen würde;

2. das nach den allgemein anerkannten Regeln der Abwas-
sertechnik nicht mit häuslichen Abwässern gesammelt, 
fortgeleitet oder behandelt werden kann.

(2)  Die Gemeinde Buchenbach kann im Falle des Absatzes 1 den 
Anschluss und die Benutzung gestatten, wenn der Grund-
stückseigentümer die für den Bau und Betrieb der öffentlichen 
Abwasseranlagen entstehenden Mehrkosten übernimmt und 
auf Verlangen angemessene Sicherheit leistet.

(3)  Schließt die Gemeinde Buchenbach in Einzelfällen Abwasser 
von der Beseitigung aus, bedarf dies der Zustimmung der Was-
serbehörde (§ 46 Abs. 4 Satz 2 WG).

 
§ 8 Einleitungsbeschränkungen

(1)  Die Gemeinde Buchenbach kann im Einzelfall die Einleitung von 
Abwasser von einer Vorbehandlung oder Speicherung abhän-
gig machen, wenn seine Beschaffenheit oder Menge dies insbe-
sondere im Hinblick auf den Betrieb der öffentlichen Abwasser-
anlagen oder auf sonstige öffentliche Belange erfordert.

(2)  Fäkalienhaltiges Abwasser darf in öffentliche Abwasseranlagen, 
die nicht an eine öffentliche Kläranlage angeschlossen sind, nur 
nach ausreichender Vorbehandlung eingeleitet werden.

(3)  Die Einleitung von Abwasser, das der Beseitigungspflicht nicht 
unterliegt, bedarf der schriftlichen Genehmigung der Gemein-
de Buchenbach. Die Einleitung von sonstigem Wasser (zum 
Beispiel Drainagewässer, Grundwasser) ist untersagt. Soweit 
die Einleitung von sonstigem Wasser nach der bisherigen Ab-
wassersatzung mit schriftlicher Genehmigung der Gemeinde 
Buchenbach zulässig war, darf diese im genehmigten Umfang 
weitergeführt werden. Die Weiterführung ist ausgeschlossen, 
wenn sich die Gemeinde Buchenbach in der schriftlichen Ge-
nehmigung eine Kündigungs-/Widerrufsmöglichkeit einge-
räumt hat und von dieser Gebrauch macht.

 
§ 9 Eigenkontrolle

(1)  Die Gemeinde Buchenbach kann verlangen, dass auf Kosten 
des Verpflichteten (nach § 3 Absätze 1 und 2) Vorrichtungen zur 
Messung und Registrierung der Abflüsse und der Beschaffen-
heit der Abwässer sowie zur Bestimmung der Schadstofffracht 
in die Grundstücksentwässerungsanlage eingebaut oder an 
sonst geeigneter Stelle auf dem Grundstück angebracht, be-
trieben und in ordnungsgemäßem Zustand gehalten werden.

(2)  Die Gemeinde Buchenbach kann auch verlangen, dass eine Per-
son bestimmt wird, die für die Bedienung der Anlage und für die 
Führung des Betriebstagebuchs verantwortlich ist. Das Betriebs-
tagebuch ist mindestens drei Jahre lang, vom Datum der letzten 
Eintragung oder des letzten Beleges an gerechnet, aufzubewah-
ren und der Gemeinde Buchenbach auf Verlangen vorzulegen.

 
§ 10 Abwasseruntersuchungen

(1)  Die Gemeinde Buchenbach kann beim Verpflichteten Abwas-
seruntersuchungen vornehmen. Sie bestimmt, in welchen 
Abständen die Proben zu entnehmen sind, durch wen sie zu 
entnehmen sind und wer sie untersucht. Für das Zutrittsrecht 
gilt § 21 Abs. 2 entsprechend.

(2)  Wenn bei einer Untersuchung des Abwassers Mängel festge-
stellt werden, hat der Verpflichtete diese unverzüglich zu be-
seitigen.

 
§ 11 Grundstücksbenutzung

Die Grundstückseigentümer können bei Vorliegen der Vorausset-
zungen des § 93 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) durch die Gemeinde 
Buchenbach verpflichtet werden, für Zwecke der öffentlichen Ab-
wasserbeseitigung das Verlegen von Kanälen einschließlich Zube-
hör zur Ab- und Fortleitung von Abwasser über ihre Grundstücke 
zu dulden. Die Grundstückseigentümer haben insbesondere den 
Anschluss anderer Grundstücke an die Anschlussleitung zu ihren 
Grundstücken zu dulden.
 
III. Grundstücksanschlüsse, Grundstücksentwässerungsanlagen

§ 12 Grundstücksanschlüsse
(1)  Grundstücksanschlüsse (§ 2 Abs. 2) werden ausschließlich von 

der Gemeinde Buchenbach hergestellt, unterhalten, erneuert, 
geändert, abgetrennt und beseitigt.

(2)  Art, Zahl und Lage der Grundstücksanschlüsse sowie deren 
Änderung werden nach Anhörung des Grundstückseigentü-
mers und unter Wahrung seiner berechtigten Interessen von 
der Gemeinde Buchenbach bestimmt. Die Gemeinde Buchen-
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bach stellt die für den erstmaligen Anschluss eines Grund-
stücks notwendigen Grundstücksanschlüsse bereit.

(3)  Jedes Grundstück, das erstmalig an die öffentlichen Abwas-
seranlagen angeschlossen wird, erhält einen Grundstücksan-
schluss; werden Grundstücke im Trennverfahren entwässert, 
gelten beide Anschlüsse als ein Grundstücksanschluss. Die 
Gemeinde Buchenbach kann mehr als einen Grundstücksan-
schluss herstellen, soweit sie es für technisch notwendig hält. 
In besonders begründeten Fällen (z.B. Sammelgaragen, Rei-
henhäuser) kann die Gemeinde Buchenbach den Anschluss 
mehrerer Grundstücke über einen gemeinsamen Grundstück-
sanschluss vorschreiben oder auf Antrag zulassen.

(4)  Die Gemeinde Buchenbach kann auf Antrag des Grundstücks-
eigentümers weitere Grundstücksanschlüsse sowie vorläufi-
ge oder vorübergehende Anschlüsse herstellen. Als weitere 
Grundstücksanschlüsse gelten auch Anschlüsse für Grundstü-
cke, die nach Entstehen der Beitragspflicht (§ 35) neu gebildet 
werden.

 
§ 13 Kostenerstattung

(1)  Der Gemeinde Buchenbach sind vom Grundstückseigentümer 
zu erstatten:
1. die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, 

Veränderung und Beseitigung der Grundstücksanschlüsse 
(§ 12 Abs. 3);

2. die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Ver-
änderung und Beseitigung der weiteren, vorläufigen und 
vorübergehenden Grundstücksanschlüsse (§ 12 Abs. 4). 

   Zu diesen Kosten gehören auch die Aufwendungen für die 
Wiederherstellung des alten Zustands auf den durch die 
Arbeiten beanspruchten Flächen.

(2)  Der Erstattungsanspruch entsteht mit der endgültigen Her-
stellung des Grundstücksanschlusses, im Übrigen mit der 
Beendigung der Maßnahme. Der Erstattungsanspruch wird 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Abgabenbe-
scheids fällig.

 
§ 14 Private Grundstücksanschlüsse

(1)  Private Grundstücksanschlüsse sind vom Grundstückseigentü-
mer auf eigene Kosten zu unterhalten, zu ändern, zu erneuern 
und zu beseitigen.

(2)  Entspricht ein Grundstücksanschluss nach Beschaffenheit 
und Art der Verlegung den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik und etwaigen zusätzlichen Bestimmungen der 
Gemeinde Buchenbach und verzichtet der Grundstückseigen-
tümer schriftlich auf seine Rechte an der Leitung, so ist der 
Grundstücksanschluss auf sein Verlangen von der Gemeinde 
Buchenbach zu übernehmen. Dies gilt nicht für Leitungen im 
Außenbereich (§ 35 BauGB).

(3)  Unterhaltungs-, Änderungs-, Erneuerungs- und Beseitigungs-
arbeiten an privaten Grundstücksanschlüssen (Abs. 1) sind der 
Gemeinde Buchenbach vom Grundstückseigentümer mindes-
tens 14 Tage vorher anzuzeigen.

 
§ 15 Genehmigungen

(1)  Der schriftlichen Genehmigung der Gemeinde Buchenbach 
bedürfen
1. die Herstellung der Grundstücksentwässerungsanlagen, 

deren Anschluss sowie deren Änderung;
2. die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen sowie 

die Änderung der Benutzung. Bei vorübergehenden oder 
vorläufigen Anschlüssen wird die Genehmigung widerruf-
lich oder befristet ausgesprochen.

(2)  Einem unmittelbaren Anschluss steht der mittelbare Anschluss 
(z.B. über bestehende Grundstücksentwässerungsanlagen) 
gleich.

(3)  Aus dem Antrag müssen auch Art, Zusammensetzung und 
Menge der anfallenden Abwässer, die vorgesehene Behandlung 
der Abwässer und die Bemessung der Anlagen ersichtlich sein. 
Außerdem sind dem Antrag folgende Unterlagen beizufügen:

• Lageplan im Maßstab 1:500 mit Einzeichnung sämtlicher 
auf dem Grundstück bestehender Gebäude, der Straße, der 
Schmutz- und Regenwasseranschlussleitungen, der vor dem 
Grundstück liegenden Straßenkanäle und der etwa vorhan-
denen weiteren Entwässerungsanlagen, Brunnen, Gruben, 
usw.;

• Grundrisse des Untergeschosses (Kellergeschosses) der ein-
zelnen anzuschließenden Gebäude im Maßstab 1:100 mit 
Einzeichnung der anzuschließenden Entwässerungsteile, 
der Dachableitung und aller Entwässerungsleitungen unter 
Angabe des Materials, der lichten Weite und der Absperr-
schieber oder Rückstauverschlüsse;

• Systemschnitte der zu entwässernden Gebäudeteile im Maß-
stab 1:100 in der Richtung der Hauptleitungen (mit Angabe 
der Hauptleitungen und der Fallrohre, der Dimensionen und 
der Gefällverhältnisse, der Höhenlage, der Entwässerungs-
anlage und des Straßenkanals, bezogen auf Normalnull).

  Die zur Anfertigung der Pläne erforderlichen Angaben (Hö-
henlage des Straßenkanals, Lage der Anschlussstelle und Hö-
henfestpunkte) sind bei der Gemeinde/Stadt einzuholen. Dort 
sind auch Formulare für die Entwässerungsanträge erhältlich.

 
§ 16 Regeln der Technik

Grundstücksentwässerungsanlagen sind nach den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik herzustellen, zu unterhalten und zu be-
treiben. Allgemein anerkannte Regeln der Technik sind insbesonde-
re die technischen Bestimmungen für den Bau, den Betrieb und die 
Unterhaltung von Abwasseranlagen und die Einleitungsstandards, 
die die oberste Wasserbehörde durch öffentliche Bekanntmachung 
einführt. Von den allgemein anerkannten Regeln der Technik kann 
abgewichen werden, wenn den Anforderungen auf andere Weise 
ebenso wirksam entsprochen wird.
 

§ 17 Herstellung, Änderung und Unterhaltung der  
Grundstücksentwässerungs-anlagen

(1)  Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind vom Grundstücks-
eigentümer auf seine Kosten herzustellen, zu unterhalten, zu 
ändern, zu erneuern und nach Bedarf gründlich zu reinigen.

(2)  Die Gemeinde Buchenbach kann, zusammen mit dem Grund-
stücksanschluss, einen Teil der Grundstücksentwässerungsan-
lage, vom Grundstücksanschluss bis einschließlich des Prüf-
schachts, herstellen oder erneuern. Die insoweit entstehenden 
Kosten hat der Grundstückseigentümer zu tragen. § 13 Abs. 2 
gilt entsprechend.

(3)  Grundleitungen sind in der Regel mit mindestens 150 mm 
Nennweite auszuführen. Der letzte Schacht mit Reinigungs-
rohr (Prüfschacht) ist so nahe wie technisch möglich an die öf-
fentliche Abwasseranlage zu setzen; er muss stets zugänglich 
und bis auf Rückstauebene (§ 20) wasserdicht ausgeführt sein.

(4)  Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage − auch vorüber-
gehend − außer Betrieb gesetzt, so kann die Gemeinde Bu-
chenbach den Grundstücksanschluss verschließen oder besei-
tigen. Die Kosten trägt der Grundstückseigentümer. § 13 Abs. 2 
gilt entsprechend. Die Gemeinde Buchenbach kann die in Satz 
1 genannten Maßnahmen auf den Grundstückseigentümer 
übertragen.

 
§ 18 Abscheider, Hebeanlagen, Pumpen, Zerkleinerungsgeräte

(1)  Auf Grundstücken, auf denen Fette, Leichtflüssigkeiten wie 
Benzin und Benzol sowie Öle oder Ölrückstände in das Abwas-
ser gelangen können, sind Vorrichtungen zur Abscheidung 
dieser Stoffe aus dem Abwasser (Abscheider mit dazugehö-
renden Schlammfängen) einzubauen, zu betreiben, zu unter-
halten und zu erneuern. Die Abscheider mit den dazugehö-
renden Schlammfängen sind vom Grundstückseigentümer in 
regelmäßigen Zeitabständen, darüber hinaus bei besonderem 
Bedarf zu leeren und zu reinigen. Bei schuldhafter Säumnis 
ist er der Gemeinde Buchenbach gegenüber schadensersatz-
pflichtig. Für die Beseitigung/Verwertung der anfallenden 
Stoffe gelten die Vorschriften über die Abfallentsorgung.
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(2)  Die Gemeinde Buchenbach kann vom Grundstückseigentü-
mer im Einzelfall den Einbau und den Betrieb einer Abwas-
serhebeanlage verlangen, wenn dies für die Ableitung des 
Abwassers notwendig ist; dasselbe gilt für Pumpanlagen auf 
Grundstücken, die an Abwasserdruckleitungen angeschlossen 
werden. § 16 bleibt unberührt.

(3)  Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfälle, Müll, Papier und der-
gleichen sowie Handtuchspender mit Spülvorrichtung dürfen 
nicht an Grundstücks-entwässerungsanlagen angeschlossen 
werden.

 
§ 19 Außerbetriebsetzung von Kleinkläranlagen

Kleinkläranlagen, geschlossene Gruben und Sickeranlagen sind 
unverzüglich außer Betrieb zu setzen, sobald das Grundstück über 
eine Abwasserleitung an eine öffentliche Kläranlage angeschlossen 
ist. Die Kosten für die Stilllegung trägt der Grundstückseigentümer 
selbst.
 

§ 20 Sicherung gegen Rückstau
Abwasseraufnahmeeinrichtungen der Grundstücksentwässerungs-
anlagen, insbesondere Toiletten mit Wasserspülung, Bodenabläufe, 
Ausgüsse, Spülen, Waschbecken, die tiefer als die Straßenoberfläche 
an der Anschlussstelle der Grundstücksentwässerung (Rückstaue-
bene) liegen, müssen vom Grundstückseigentümer auf seine Kosten 
gegen Rückstau gesichert werden. Im Übrigen hat der Grundstücks-
eigentümer für rückstaufreien Abfluss des Abwassers zu sorgen.
 

§ 21 Abnahme und Prüfung der Grundstücksentwässerungs-
anlagen, Zutrittsrecht, Indirekteinleiterkataster

(1)  Vor der Abnahme durch die Gemeinde Buchenbach darf die 
Grundstücksent-wässerungsanlage nicht in Betrieb genom-
men werden. Die Abnahme der Grundstücksentwässerungs-
anlage befreit den Bauherrn, den Planverfasser, den Bauleiter 
und den ausführenden Unternehmer nicht von ihrer Verant-
wortlichkeit für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie Ausfüh-
rung der Arbeiten.

(2)  Die Gemeinde Buchenbach ist berechtigt, die Grundstück-
sentwässerungsanlagen zu prüfen. Die Grundstückseigentü-
mer und Besitzer (nach § 3 Absätze 1 und 2) sind verpflichtet, 
die Prüfungen zu dulden und dabei Hilfe zu leisten. Sie haben 
den zur Prüfung des Abwassers notwendigen Einblick in die 
Betriebsvorgänge zu gewähren und die sonst erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen. Von der Gemeinde Buchenbach beauf-
tragte Personen dürfen Grundstücke zur Überwachung der 
Einhaltung der satzungsrechtlichen Vorschriften und der Erfül-
lung danach auferlegter Verpflichtungen betreten.

(3)  Werden bei der Prüfung der Grundstücksentwässerungsanla-
gen Mängel festgestellt, hat sie der Grundstückseigentümer 
unverzüglich zu beseitigen.

(4)  Die Gemeinde Buchenbach ist nach § 49 Abs. 1 WG in Verbin-
dung mit der Eigenkontrollverordnung des Landes verpflich-
tet, Betriebe, von deren Abwasseranfall nach Beschaffenheit 
und Menge ein erheblicher Einfluss auf die öffentliche Abwas-
serbehandlungsanlage, deren Wirksamkeit, Betrieb oder -Un-
terhaltung oder auf das Gewässer zu erwarten ist, in einem so 
genannten Indirekteinleiterkataster zu erfassen. Dieses wird 
bei der Gemeinde Buchenbach geführt und auf Verlangen der 
Wasserbehörde übermittelt. Die Verantwortlichen dieser Be-
triebe sind verpflichtet, der Gemeinde Buchenbach, auf deren 
Anforderung hin die für die Erstellung des Indirekteinleiterka-
tasters erforderlichen Angaben zu machen. 

 Dabei handelt es sich um folgende Angaben: 
  Namen des Betriebs und der Verantwortlichen, Art und Um-

fang der Produktion, eingeleitete Abwassermenge, Art der 
Abwasservorbehandlungsanlage sowie der wesentlichen Ab-
wasserinhaltsstoffe. Hierzu gehören insbesondere auch solche 
Stoffe, die in Anlage 5 und 7 der Oberflächengewässerverord-
nung (OGewV) genannt sind. Die Gemeinde Buchenbach wird 
dabei die Geheimhaltungspflicht von Geschäfts- und Betriebs-
geheimnissen sowie die Belange des Datenschutzes beachten.

IV. Abwasserbeitrag

§ 22 Erhebungsgrundsatz
Die Gemeinde Buchenbach erhebt zur teilweisen Deckung ihres 
Aufwands für die Anschaffung, Herstellung und den Ausbau der öf-
fentlichen Abwasseranlagen einen Abwasserbeitrag. Der Abwasser-
beitrag wird in Teilbeträgen (§ 34) erhoben.
 

§ 23 Gegenstand der Beitragspflicht
(1)  Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, für die eine bauliche 

oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, wenn sie bebaut oder 
gewerblich genutzt werden können. Erschlossene Grundstücke, 
für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt 
ist, unterliegen der Beitragspflicht, wenn sie nach der Verkehr-
sauffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen 
Entwicklung der Gemeinde Buchenbach zur Bebauung anstehen.

(2)  Wird ein Grundstück an die öffentlichen Abwasseranlagen 
tatsächlich angeschlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht 
auch dann, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht 
erfüllt sind.

§ 24 Beitragsschuldner
(1)  Beitragsschuldner bzw. Schuldner der Vorauszahlung ist, wer 

im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitrags- bzw. Vorauszah-
lungsbescheids Eigentümer des Grundstücks ist.

(2)  Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der Erb-
bauberechtigte an Stelle des Eigentümers beitragspflichtig. Meh-
rere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und 
Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer 
nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

(3)  Steht das Grundstück, Erbbaurecht, Wohnungs- oder Teilei-
gentum im Eigentum mehrerer Personen zur gesamten Hand, 
ist die Gesamthandsgemeinschaft beitragspflichtig.

 
§ 25 Beitragsmaßstab

Maßstab für den Abwasserbeitrag ist die zulässige Geschossfläche. 
Die zulässige Geschossfläche wird nach Maßgabe der Bestimmun-
gen der §§ 27 bis 32 ermittelt. Bei der Ermittlung der Geschossfläche 
wird das Ergebnis auf zwei Nachkommastellen gerundet. Ist die Zif-
fer an der dritten Nachkommastelle größer als vier, wird aufgerun-
det, andernfalls wird abgerundet.
 

§ 26 Grundstücksfläche
(1) Als Grundstücksfläche gilt:

1. bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die 
Fläche, die der Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrun-
de zu legen ist;

2. soweit ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach § 34 
Abs. 4 S. 1 BauGB nicht besteht oder die erforderliche Fest-
setzung nicht enthält, die tatsächliche Grundstücksfläche 
bis zu einer Tiefe von 50 Metern von der der Erschließungs-
anlage zugewandten Grundstücksgrenze. Reicht die bau-
liche oder gewerbliche Nutzung über diese Begrenzung 
hinaus oder sind Flächen tatsächlich angeschlossen, so 
ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hinte-
re Grenze der Nutzung, zuzüglich der baurechtlichen Ab-
standsflächen, bestimmt wird. Grundstücksteile, die ledig-
lich die wegemäßige Verbindung zur Erschließungsanlage 
herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstücks-
tiefe unberücksichtigt. Zur Nutzung zählen auch angeleg-
te Grünflächen oder gärtnerisch genutzte Flächen. 

(2)  Teilflächenabgrenzungen gemäß § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG blei-
ben unberührt.

 
§ 27 Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei  

Grundstücken, für die ein Bebauungsplan die Geschoss- 
flächenzahl oder Geschossfläche festsetzt

(1)  Als zulässige Geschossfläche gilt die mit der im Bebauungs-
plan festgesetzten Geschossflächenzahl vervielfachte Grund-
stücksfläche.
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(2)  Setzt der Bebauungsplan die Größe der Geschossfläche fest, 
gilt diese als zulässige Geschossfläche.

(3)  Ist im Einzelfall eine größere als die nach Abs. 1 oder 2 zulässi-
ge Geschossfläche genehmigt, so ist diese zugrunde zu legen.

 
§ 28 Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei Grundstü-

cken, für die ein Bebauungsplan eine Baumassenzahl festsetzt
(1)  Weist der Bebauungsplan statt der Geschossflächenzahl oder 

der Größe der Geschossfläche für ein Grundstück eine Bau-
massenzahl aus, so ergibt sich die zulässige Geschossfläche 
aus der Teilung der mit der Baumassenzahl vervielfachten 
Grundstücksfläche durch 3,5.

(2)  Ist eine größere als die nach Abs. 1 bei Anwendung der Bau-
massenzahl zulässige Baumasse genehmigt, so ergibt sich die 
zulässige Geschossfläche aus der Teilung dieser Baumasse 
durch 3,5.

 
§ 29 Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei Grundstü-
cken, für die ein Bebauungsplan eine Grundflächenzahl oder 

die Grundfläche und die Zahl der Vollgeschosse oder die Höhe 
baulicher Anlagen festsetzt

(1)  Weist der Bebauungsplan statt einer Geschossflächen- oder 
Baumassenzahl oder der Größe der Geschossfläche für ein 
Grundstück eine Grundflächenzahl bzw. die Größe der zuläs-
sigen Grundfläche und die höchstzulässige Zahl der Vollge-
schosse aus, so gilt als zulässige Geschossfläche die mit der 
Grundflächenzahl und Zahl der Vollgeschosse vervielfachte 
Grundstücksfläche bzw. die mit der Zahl der Vollgeschosse 
vervielfachte zulässige Grundfläche.

(2)  Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung 
nicht durch die Zahl der Vollgeschosse oder eine Baumassen-
zahl, sondern setzt die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der 
maximalen Traufhöhe (Schnittpunkt der senkrechten, trauf-
seitigen Außenwand mit der Dachhaut) fest, so gilt als Zahl 
der Vollgeschosse im Sinne des Absatzes 1 das festgesetzte 
Höchstmaß der baulichen Anlage geteilt durch 
1. [2,7] für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete 

(WS), reine Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete 
(WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und 
besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und

2. [3,5] für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mi-
schgebiete (MI), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), 
Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) 
festgesetzten Gebiete.

  Das Ergebnis wird auf die nächstfolgende volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle 
Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 
sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

(3)  Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung 
nicht durch die Zahl der Vollgeschosse oder eine Baumassen-
zahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt 
der maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt als Ge-
schosszahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe der bauli-
chen Anlage geteilt durch
1. [3,0] für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete 

(WS), reine Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete 
(WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und 
besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und

2. [4,0] für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mi-
schgebiete (MI), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), 
Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) 
festgesetzten Gebiete.

  Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nach-
kommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufge-
rundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die 
vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

(4)   Ist im Einzelfall eine größere als die nach Abs. 1 zulässige 
Grundfläche bzw. höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse ge-
nehmigt, so ist diese der Ermittlung der zulässigen Geschoss-
fläche nach Abs. 1 zugrunde zu legen.

(5)  Ist im Einzelfall eine größere als die im Bebauungsplan fest-
gesetzte Höhe baulicher Anlagen genehmigt, so ist diese der 
Ermittlung der Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 und 3 zu-
grunde zu legen.

(6)  Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse 
oder einer Baumassenzahl sowohl die zulässige Firsthöhe als 
auch die zulässige Traufhöhe der baulichen Anlage aus, so ist 
die Traufhöhe gemäß Abs. 2 und 5 in eine Geschosszahl umzu-
rechnen.

 
§ 30 Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die 

keine Planfest-setzung im Sinne der §§ 27 bis 29 bestehen
(1)  In unbeplanten Gebieten und bei Grundstücken, für die ein 

Bebauungsplan keine den §§ 27 bis 29 entsprechende Fest-
setzungen enthält, beträgt die Geschossflächenzahl, mit der 
Grundstücksfläche vervielfacht wird:

 
Baugebiet Zahl der

Vollgeschosse 
(Z)

Geschoss-
flächenzahl
(GFZ)

1.In Kleinsiedlungs
gebieten bei

1
2

0,3
0,4

2.In reinen und
allgemeinen Wohngebieten,
Mischgebieten und 
Ferienhausgebieten bei

1
2
3
4 und 5
6 und mehr

0,5
0,8
1,0
1,1
1,2

3.In besonderen
Wohngebieten bei

1
2
3
4 und 5
6 und mehr

0,5
0,8
1,1
1,4
1,6

4.In Dorfgebieten bei 1
2 und mehr

0,5
0,8

5.In Kern-, Gewerbe- und 
Industriegebieten  

1
2
3
4 und 5
6 und mehr

1,0
1,6
2,0
2,2
2,4

6. In Wochenendhaus-
gebieten bei

1 und 2 0,2

 
(2)  Die Art des Baugebiets i.S. von Abs. 1 ergibt sich aus den Fest-

setzungen des Bebauungsplans. Soweit ein Bebauungsplan 
nicht besteht oder die Art des Baugebiets nicht festlegt, rich-
tet sich die Gebietsart nach der auf den Grundstücken in der 
näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Nutzung. 
Lassen sich Grundstücke nach der Eigenart ihrer näheren Um-
gebung keinem der genannten Baugebiete zuordnen, so wer-
den die für Mischgebiete geltenden Geschossflächenzahlen 
zugrunde gelegt.

(3)  Der Berechnung der höchstzulässigen Geschossflächenzahl 
wird als zulässige Zahl der Vollgeschosse
1. die in einem Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige 

Zahl der Vollgeschosse,
2. soweit keine Zahl der Vollgeschosse festgesetzt ist,

  a)  bei bebauten Grundstücken die Höchstzahl der tatsäch-
lich vorhandenen Geschosse,

  b)  bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die 
Zahl der auf den Grundstücken der näheren Umgebung 
überwiegend vorhandenen Geschosse

 zugrunde gelegt.
  Als Geschosse gelten Vollgeschosse i.S. der LBO; zugrunde zu 

legen ist im Falle des Satzes 1 Nr. 1 die im Zeitpunkt der Be-
schlussfassung über den Bebauungsplan, im Falle des Satzes 1 
Nr. 2 in der zum Zeitpunkt der Beitragsentstehung geltenden 
Fassung der LBO.
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(4)  Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein Vollgeschoss gilt als 
Geschossfläche die tatsächlich vorhandene Baumasse geteilt 
durch 3,5, mindestens jedoch eine Geschossflächenzahl von 
0,2.

(5)  Ist in Fällen des Abs. 3 Satz 1 Nummer 1 im Einzelfall eine höhe-
re Geschosszahl genehmigt, so ist diese zugrunde zu legen.

 
§ 31 Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei  

Grundstücken im Außenbereich
(1)  Im Außenbereich (§ 35 BauGB) gilt als zulässige Zahl der Voll-

geschosse die Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen bzw. 
genehmigten Geschosse. Dabei werden die für Mischgebiete 
geltenden Geschossflächenzahlen zugrunde gelegt.

(2)  Als Geschosse gelten Vollgeschosse i.S. der LBO in der zum 
Zeitpunkt der Beitragsentstehung geltenden Fassung. Bei 
Grundstücken mit Gebäuden ohne ein Vollgeschoss, gilt als 
Geschossfläche die tatsächlich vorhandene Baumasse geteilt 
durch 3,5, mindestens jedoch eine Geschossflächenzahl von 
0,3.

 
§ 32 Sonderregelungen

(1)  Bei Stellplatzgrundstücken und bei Grundstücken, für die nur 
eine Nutzung ohne Bebauung zulässig ist oder bei denen 
die Bebauung nur untergeordnete Bedeutung hat, wird die 
Grundstücksfläche mit einer Geschossflächenzahl von 0,2 ver-
vielfacht.

(2)  Für Gemeinbedarfs- oder Grünflächengrundstücke, deren 
Grundstücksflächen aufgrund ihrer Zweckbestimmung nicht 
oder nur zu einem untergeordneten Teil mit Gebäuden über-
deckt werden sollen bzw. überdeckt sind (zum Beispiel Fried-
höfe, Sportplätze, Freibäder, Kleingartenanlagen) gilt eine Ge-
schossflächenzahl von 0,2.

 
§ 33 Nachveranlagung, weitere Beitragspflicht

(1)  Von Grundstückseigentümern, für deren Grundstück eine Bei-
tragsschuld bereits entstanden ist oder deren Grundstücke 
beitragsfrei angeschlossen worden sind, werden weitere Bei-
träge erhoben,
1. soweit die bis zum Inkrafttreten dieser Satzung zulässige 

Geschossflächenzahl oder Geschossfläche bzw. geneh-
migte höhere Geschossfläche überschritten oder eine grö-
ßere Geschossflächenzahl oder Geschossfläche allgemein 
zugelassen wird;

2. soweit in den Fällen des § 31 eine höhere Zahl der Vollge-
schosse zugelassen wird;

3. wenn das Grundstück mit Grundstücksflächen vereinigt 
wird, für die eine Beitragsschuld bisher nicht entstanden 
ist;

4. soweit Grundstücke unter Einbeziehung von Teilflächen, 
für die eine Beitragsschuld bereits entstanden ist, neu ge-
bildet werden.

(2)  Wenn bei der Veranlagung von Grundstücken Teilflächen 
gemäß § 26 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 
2 KAG unberücksichtigt geblieben sind, entsteht eine weitere 
Beitragspflicht, soweit die Voraussetzungen für eine Teilflä-
chenabgrenzung entfallen.

 
§ 34 Beitragssatz

Der Abwasserbeitrag setzt sich zusammen aus:
Teilbeiträge je m2 Geschossfläche (§ 25)
1. für den öffentlichen Schmutzwasserkanal 6,29 Euro
2. für den öffentlichen Regenwasserkanal 2,90 Euro
 

§ 35 Entstehung der Beitragsschuld
(1)  Die Beitragsschuld entsteht:
1. in den Fällen des § 23 Abs. 1, sobald das Grundstück an den 

öffentlichen Kanal angeschlossen werden kann;
2. in den Fällen des § 23 Abs. 2 mit dem Anschluss, frühestens je-

doch mit dessen Genehmigung;

3. in den Fällen des § 33 Abs. 1 Nr. 1 und 2 mit der Erteilung der 
Baugenehmigung bzw. dem Inkrafttreten des Bebauungsplans 
oder einer Satzung i.S. von § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 BauGB;

4. 4. in den Fällen des § 33 Abs. 1 Nr. 3, wenn die Vergrößerung 
des Grundstücks im Grundbuch eingetragen ist;

5. 5. in den Fällen des § 33 Abs. 1 Nr. 4, wenn das neugebildete 
Grundstück im Grundbuch eingetragen ist;

6. 6. in den Fällen des § 33 Abs. 2, mit dem Wegfall der Vorausset-
zungen für eine Teilflächenabgrenzung nach § 26 Abs. 1 Nr. 2 
dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG, insbesondere mit 
dem Inkrafttreten eines Bebauungsplanes oder einer Satzung 
gemäß § 34 Abs. 4 Satz. 1 BauGB, der Bebauung, der gewerb-
lichen Nutzung oder des tatsächlichen Anschlusses von abge-
grenzten Teilflächen, jedoch frühestens mit der Anzeige einer 
Nutzungsänderung gemäß § 46 Abs. 7.

(2)  Für Grundstücke, die schon vor dem 01.04.1964 an die öffent-
liche Abwasseranlagen hätten angeschlossen werden können, 
jedoch noch nicht angeschlossen worden sind, entsteht die 
Beitragsschuld mit dem tatsächlichen Anschluss, frühestens 
mit dessen Genehmigung.

(3) Für mittelbare Anschlüsse gilt § 15 Abs. 2 entsprechend.
 

§ 36 Ablösung
(1)  Die Gemeinde Buchenbach kann, solange die Beitragsschuld 

noch nicht entstanden ist, mit dem Beitragsschuldner die Ab-
lösung des Abwasserbeitrags (Teilbeitrags) vereinbaren.

(2)  Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der Höhe der vo-
raussichtlich entstehenden Beitragsschuld (Teilbeitragsschuld); 
die Ermittlung erfolgt nach den Bestimmungen dieser Satzung.

(3) Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.
 
V. Abwassergebühren

§ 37 Erhebungsgrundsatz
Die Gemeinde Buchenbach erhebt für die Benutzung der öffentli-
chen Abwasseran- lagen Abwassergebühren.
 

§ 38 Gebührenmaßstab
(1)  Die Abwassergebühren werden getrennt für die auf den Grund-

stücken anfallende Schmutzwassermenge (Schmutzwasserge-
bühr, § 40) und für die anfallende Niederschlagswassermenge 
(Niederschlagswassergebühr, § 40a) erhoben.

(2)  Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) bemisst sich die Abwas-
sergebühr nach der eingeleiteten Schmutzwasser- bzw. Was-
sermenge.

(3)  Wird Abwasser zu einer öffentlichen Abwasserbehandlungs-
anlage gebracht, bemisst sich die Abwassergebühr nach der 
Menge des angelieferten Abwassers.

 
§ 39 Gebührenschuldner

(1)  Schuldner der Abwassergebühr ist der Grundstückseigentü-
mer. Der Erbbauberechtigte ist anstelle des Grundstücksei-
gentümers Gebührenschuldner. Beim Wechsel des Gebühren-
schuldners geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf den 
Übergang folgenden Kalendermonats auf den neuen Gebüh-
renschuldner über.

(2)  Gebührenschuldner für die Gebühr nach § 38 Absatz 3 ist der-
jenige, der das Abwasser anliefert.

(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.
 

§ 40 Bemessung der Schmutzwassergebühr
(1)  Bemessungsgrundlage für die Schmutzwassergebühr im 

Sinne von § 38 Abs. 1 ist:
1. die dem Grundstück aus der öffentlichen Wasserversor-

gung zugeführte Wassermenge;
2. bei nichtöffentlicher Trink- oder Brauchwasserversorgung 

die dieser entnommenen Wassermenge;
3. im Übrigen das auf den Grundstücken anfallende Nieder-

schlagswasser, soweit es als Brauchwasser im Haushalt 
oder im Betrieb genutzt wird.
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  Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) ist Bemessungsgrundla-
ge die eingeleitete Wasser-/Schmutzwassermenge.

(2)  Auf Verlangen der Gemeinde Buchenbach hat der Gebühren-
schuldner bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) sowie bei 
nichtöffentlicher Wasserversorgung (Abs. 1 Nr. 2) und bei der 
Nutzung von Niederschlagswasser als Brauchwasser (Abs. 1 Nr. 
3) geeignete Messeinrichtungen auf seine Kosten anzubringen 
und zu unterhalten.

 
§ 40a Bemessung der Niederschlagswassergebühr

(1)  Bemessungsgrundlage für die Niederschlagswassergebühr (§ 
38 Abs. 1) sind die bebauten und befestigten (versiegelten) 
Flächen des an die öffentliche Abwasserbeseitigung ange-
schlossenen Grundstücks, von denen Niederschlagswasser 
unmittelbar oder mittelbar den öffentlichen Abwasseranlagen 
zugeführt wird. Maßgebend für die Flächenberechnung ist der 
Zustand zu Beginn des Veranlagungszeitraumes; bei erstma-
liger Entstehung der Gebührenpflicht der Zustand zum Zeit-
punkt des Beginns des Benutzungsverhältnisses.

(2)  Die versiegelten Flächen werden mit einem Faktor multipli-
ziert, der unter Berücksichtigung des Grades der Wasserdurch-
lässigkeit und der Verdunstung für die einzelnen Versiege-
lungsarten wie folgt festgesetzt wird:

 a) nicht wasserdurchlässige Flächen:
     Bodenflächen mit Asphalt, Beton, Pflaster, Platten, Fliesen 

und sonstigen nicht wasserdurchlässigen Befestigungen mit 
Fugenverguss, pressverlegt, knirschverlegt oder auf Beton 
verlegt sowie Dachflächen ohne Begrünung 

Faktor 1,0
 b) wenig wasserdurchlässige Flächen:
      Pflaster, Platten, Fliesen, Verbundsteine und sonstige nicht 

wasserdurchlässige Befestigungen ohne Fugenverguss oder 
mit wasserdurchlässigem Fugenverguss und auf sickerfähi-
gem Untergrund verlegt 

Faktor 0,7
 c) stark wasserdurchlässige Flächen
       Bodenflächen mit Porenpflaster („Sickersteinen, Ökopflaster“), 

Kies‐ oder Schotterflächen, Schotterrasen, Rasengittersteinen, 
Rasen oder Splitfugenpflaster befestigt sowie Gründächer 

Faktor 0,4
 d)  Für versiegelte Flächen anderer Art gilt der Faktor derjeni-

gen Versiegelungsart nach Buchstaben a) bis c), die der vor-
liegenden Versiegelung in Abhängigkeit vom Wasserdurch-
lässigkeitsgrad am nächsten kommt.

(3)  Grundstücksflächen, von denen Niederschlagswasser über 
eine Sickermulde, ein Mulden-Rigolensystem oder eine ver-
gleichbare Anlage mit gedrosseltem Ablauf oder mit Notüber-
lauf den öffentlichen Abwasseranlagen zugeführt wird, wer-
den mit 10 v.H. der Fläche berücksichtigt. Dies gilt nur für 
Flächen oder Flächenanteile, für die die angeschlossenen Ver-
sickerungsanlagen ein Stauvolumen von 1 m³ je angefangene 
50 m² angeschlossene Fläche und mindestens ein Stauvolu-
men von 2 m³ aufweisen.

(4)  Flächen, die an Zisternen ohne Überlauf in die öffentlichen Ab-
wasserbeseitigungs-anlagen angeschlossen sind, bleiben im 
Rahmen der Gebührenbemessung unberücksichtigt. Versie-
gelte Teilflächen, von denen das anfallende Niederschlagswas-
ser regelmäßig über eine Niederschlagswassernutzungsan-
lage (Zisterne) genutzt und nur über einen Notüberlauf und/
oder eine Drosseleinrichtung den öffentlichen Abwasseranla-
gen zugeführt wird, werden

 a)  mit 10 vom Hundert der Fläche berücksichtigt, wenn das 
dort anfallende Niederschlagswasser ganz oder teilweise im 
Haushalt oder Betrieb als Brauchwasser(z.B. für Toilettenan-
lagen, Waschmaschinen u.ä.) genutzt wird,

 b)  mit 50 vom Hundert der Fläche berücksichtigt, wenn das 
dort anfallende Niederschlagswasser ausschließlich zur Gar-
tenbewässerung genutzt wird.

       Dies gilt nur für Flächen oder Flächenanteile, für die die 
angeschlossenen Niederschlagswassernutzungsanlagen 

ein Speichervolumen von 1 m³ je angefangene 50 m² an-
geschlossene Fläche und mindestens ein Speichervolumen 
von 2 m³ aufweisen.

(5)  Abs. 3 und 4 gelten entsprechend für sonstige Anlagen, die in 
ihren Wirkungen vergleichbar sind.

(6)  Der Gebührenschuldner hat die überbauten und darüber hi-
naus befestigten (versiegelten) Flächen, ihre Versiegelungsart 
sowie Art und Umfang vorhandener Versickerungsanlagen 
und Niederschlagswassernutzungsanlagen mittels eines Erklä-
rungsformulars anzuzeigen, das von der Gemeinde Buchen-
bach zur Verfügung gestellt wird. In das Erklärungsformular 
sind die für die Berechnung der Flächen, die an die zentrale 
Niederschlagswasserbeseitigung angeschlossen sind, not-
wendige Maße einzutragen. Das Volumen der Versickerungs-
anlagen und Niederschlagswassernutzungsanlagen ist anzu-
zeigen. Unbeschadet amtlicher Nachprüfung wird aus dieser 
Anzeige die Berechnungsfläche ermittelt. Sie ist bei der Be-
rechnung der Niederschlagswassergebühr ab dem folgenden 
Monat nach Beginn der Benutzung der öffentlichen Abwasser-
anlagen zu berücksichtigen.

(7)  Änderungen der nach Abs. 6 erforderlichen Angaben hat der 
Grundstückseigentümer der Gemeinde Buchenbach unver-
züglich in gleicher Form mitzuteilen. Sie sind bei der Berech-
nung der Niederschlagswassergebühr ab dem der Fertigstel-
lung der Änderung folgenden Monat zu berücksichtigen.

 
§ 41 Absetzungen

(1)  Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen Ab-
wasseranlagen eingeleitet wurden, werden auf Antrag des 
Gebührenschuldners bei der Bemessung der Schmutzwasser-
gebühr (§ 40) abgesetzt. In den Fällen des Abs. 2 erfolgt die 
Absetzung von Amts wegen.

(2)  Der Nachweis der nicht eingeleiteten Frischwassermengen soll 
durch Messung eines besonderen Wasserzählers (Zwischenzäh-
ler) erbracht werden, der den eichrechtlichen Vorschriften ent-
spricht. Zwischenzähler werden auf Antrag des Grundstücks-
eigentümers ausschließlich von der Gemeinde Buchenbach 
eingebaut, unterhalten und entfernt; sie stehen im Eigentum 
der Gemeinde Buchenbach und werden von ihr abgelesen. Die 
§§ 21 Abs. 2 und 3, 22 und 23 der Wasserversorgungssatzung 
vom 19.10.2020 finden entsprechend Anwendung.

(3)  Wird der Nachweis über die abzusetzende Wassermenge nicht 
durch einen Zwischenzähler gemäß Absatz 2 erbracht, bleibt 
von der Absetzung eine Wassermenge von 20 m³/Jahr ausge-
nommen.

(4)  Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die abzusetzende 
Wassermenge nicht durch einen Zwischenzähler nach Absatz 
2 festgestellt, werden die nichteingeleiteten Wassermengen 
pauschal ermittelt. Dabei gilt als nichteingeleitete Wassermen-
ge im Sinne von Absatz 1
1. je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, Schafen, Ziegen und 

Schweinen 15 m³/Jahr,
2. je Vieheinheit bei Geflügel 5 m³/Jahr.

  Diese pauschal ermittelte nicht eingeleitete Wassermenge 
wird um die gemäß Absatz 3 von der Absetzung ausgenomme-
ne Wassermenge gekürzt und von der gesamten verbrauchten 
Wassermenge abgesetzt. Die dabei verbleibende Wassermen-
ge muss für jede für das Betriebsanwesen polizeilich gemelde-
te Person, die sich dort während des Veranlagungszeitraums 
nicht nur vorübergehend aufhält, mindestens 40 m³/Jahr für 
die erste Person und für jede weitere Person mindestens 35 
m³/Jahr betragen. Der Umrechnungsschlüssel für Tierbestän-
de in Vieheinheiten zu § 35 des Landesgrundsteuergesetzes 
(LGrStG) ist entsprechend anzuwenden. Für den Viehbestand 
ist der Stichtag maßgebend, nach dem sich die Erhebung der 
Tierseuchenbeiträge für das laufende Jahr richtet.

(5)  Anträge auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermengen 
sind bis zum Ablauf eines Monats nach Bekanntgabe des Ge-
bührenbescheids unter Angabe der abzusetzenden Wasser-
menge zu stellen.
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§ 42 Höhe der Abwassergebühren
(1) Die Schmutzwassergebühr (§ 40) beträgt je m³ Abwasser

1. im Zeitraum vom 01.01.2026 bis 31.12.2027: 1,61 Euro,
2. ab dem 01.01.2028: 1,88 Euro.

(2)  Die Niederschlagswassergebühr (§ 40a) beträgt ab dem 
01.01.2026 je m² versiegelte Fläche: 0,34 Euro.

(3)  Die Gebühr für sonstige Einleitungen (§ 8 Abs. 3) beträgt je m³ 
Abwasser oder Wasser 
1. im Zeitraum vom 01.01.2026 bis 31.12.2027: 1,61 Euro,
2. ab dem 01.01.2028: 1,88 Euro.

(4)  Beginnt oder endet die gebührenpflichtige Benutzung in den 
Fällen des § 40a während des Veranlagungszeitraumes, wird 
für jeden Kalendermonat, in dem die Gebührenpflicht besteht, 
ein Zwölftel der Jahresgebühr angesetzt.

 
§ 43 Entstehung der Gebührenschuld

(1)  In den Fällen des § 38 Abs. 1 entsteht die Gebührenschuld für 
ein Kalenderjahr mit Ablauf des Kalenderjahres (Veranlagungs-
zeitraum). Endet ein Benutzungsverhältnis vor Ablauf des Ver-
anlagungszeitraumes, entsteht die Gebührenschuld mit Ende 
des Benutzungsverhältnisses. 

(2)  In den Fällen des § 39 Abs. 1 Satz 3 entsteht die Gebühren-
schuld für den bisherigen Grundstückseigentümer mit Beginn 
des auf den Übergang folgenden Kalendermonats, für den 
neuen Grundstückseigentümer mit Ablauf des Kalenderjahres.

(3)  In den Fällen des § 38 Abs. 2 entsteht die Gebührenschuld bei 
vorübergehender Einleitung mit Beendigung der Einleitung, 
im Übrigen mit Ablauf des Veranlagungszeitraumes.

(4)  In den Fällen des § 38 Abs. 3 entsteht die Gebührenschuld mit 
der Anlieferung des Abwassers.

(5)  Die Gebührenschuld gemäß § 38 Abs. 1 ruht auf dem Grund-
stück bzw. dem Erbbaurecht als öffentliche Last (§ 13 Abs. 3 i.V. 
mit § 27 KAG).

 
§ 44 Vorauszahlungen

(1)  Solange die Gebührenschuld noch nicht entstanden ist, sind 
vom Gebührenschuldner Vorauszahlungen zu leisten. Die Vo-
rauszahlungen entstehen mit Beginn des Kalendervierteljah-
res. Beginnt die Gebührenpflicht während des Veranlagungs-
zeitraumes, entstehen die Vorauszahlungen mit Beginn des 
folgenden Kalendervierteljahres.

(2)  Jeder Vorauszahlung ist ein Viertel des zuletzt festgestellten 
Jahreswasserverbrauchs bzw. ein Viertel der zuletzt festge-
stellten gebührenpflichtigen Fläche gemäß § 40a zugrunde 
zu legen. Bei erstmaligem Beginn der Gebührenpflicht werden 
der voraussichtliche Jahreswasserverbrauch und der Zwölfte-
lanteil der Jahresniederschlagswassergebühr geschätzt.

(3)   Die für den Veranlagungszeitraum entrichteten Vorauszah-
lungen werden auf die Gebührenschuld für diesen Zeitraum 
angerechnet.

(4)  In den Fällen des § 38 Abs. 2 und Abs. 3 entfällt die Pflicht zur 
Vorauszahlung.

 
§ 45 Fälligkeit

(1)  Die Benutzungsgebühren sind innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe des Gebührenbescheids zur Zahlung fällig. 
Sind Vorauszahlungen (§ 44) geleistet worden, gilt dies nur, 
soweit die Gebührenschuld die geleisteten Vorauszahlungen 
übersteigt. Ist die Gebührenschuld kleiner als die geleisteten 
Vorauszahlungen, wird der Unterschiedsbetrag nach Bekannt-
gabe des Gebührenbescheids durch Aufrechnung oder Zu-
rückzahlung ausgeglichen.

(2)  Die Vorauszahlungen gemäß § 44 werden mit Ende des Kalen-
dervierteljahres zur Zahlung fällig.

 
VI. Anzeigepflicht, Haftung, Ordnungswidrigkeiten

§ 46 Anzeigepflicht
(1)  Binnen eines Monats sind der Gemeinde Buchenbach der Erwerb 

oder die Veräußerung eines an die öffentlichen Abwasseranlagen 

angeschlossenen Grundstücks anzuzeigen. Entsprechendes gilt 
beim Erbbaurecht oder einem sonstigen dinglichen baulichen Nut-
zungsrecht. Anzeigepflichtig sind der Veräußerer und der Erwerber.

(2)  Binnen eines Monats nach Ablauf des Veranlagungszeitrau-
mes hat der Gebührenschuldner der Gemeinde Buchenbach 
anzuzeigen:
1. die Menge des Wasserverbrauchs aus einer nichtöffentli-

chen Wasserversorgungsanlage;
2. das auf dem Grundstück gesammelte und als Brauchwas-

ser genutzte Niederschlagswasser (§ 40 Abs. 1 Nr. 3);
3. die Menge der Einleitungen aufgrund besonderer Geneh-

migung (§ 8 Abs. 3).
(3)  Binnen eines Monats nach dem tatsächlichen Anschluss des 

Grundstücks an die öffentliche Abwasserbeseitigung hat der 
Gebührenschuldner die Lage und Größe der Grundstücksflä-
chen, von denen Niederschlagswasser den öffentlichen Ab-
wasseranlagen zugeführt wird (§ 40a Abs. 1), der Gemeinde in 
prüffähiger Form mitzuteilen. Kommt der Gebührenschuldner 
seinen Mitteilungspflichten nicht fristgerecht nach, werden 
die Berechnungsgrundlagen für die Niederschlagswasserge-
bühr von der Gemeinde geschätzt.

(4)  Prüffähige Unterlagen sind Lagepläne im Maßstab 1:500 oder 
1:1000 mit Eintrag der Flurstücks-Nummer. Die an die öffentli-
chen Abwasseranlagen angeschlossenen Grundstücksflächen 
sind unter Angabe der in § 40a Abs. 2 aufgeführten Versiege-
lungsarten und der für die Berechnung der Flächen notwendi-
gen Maße rot zu kennzeichnen. Die Gemeinde stellt auf Anfor-
derung einen Anzeigevordruck zur Verfügung.

(5)  Ändert sich die versiegelte, abflusswirksame Fläche, der Ver-
siegelungsgrad oder die an Zisternen angeschlossene Fläche 
des Grundstücks um mehr als 50 m², ist die Änderung inner-
halb eines Monats der Gemeinde anzuzeigen.

(6)   Unverzüglich haben der Grundstückseigentümer und die sonst 
zur Nutzung eines Grundstücks oder einer Wohnung berechtig-
ten Personen der Gemeinde Buchenbach mitzuteilen:
1. Änderungen der Beschaffenheit, der Menge und des zeitli-

chen Anfalls des Abwassers;
2. wenn gefährliche oder schädliche Stoffe in die öffentlichen 

Abwasseranlagen gelangen oder damit zu rechnen ist.
(7)  Binnen eines Monats hat der Grundstückseigentümer der Ge-

meinde Buchenbach mitzuteilen, wenn die Voraussetzungen 
für Teilflächenabgrenzungen gemäß § 26 Abs. 1 Nr. 2 dieser 
Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG entfallen sind, insbeson-
dere abgegrenzte Teilflächen gewerblich oder als Hausgarten 
genutzt, tatsächlich an die öffentliche Abwasserbeseitigung 
angeschlossen oder auf ihnen genehmigungsfreie bauliche 
Anlagen errichtet werden.

(8)  Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage, auch nur vorüber-
gehend, außer Betrieb gesetzt, hat der Grundstückeigentümer 
diese Absicht so frühzeitig mitzuteilen, dass der Grundstücksan-
schluss rechtzeitig verschlossen oder beseitigt werden kann.

(9)  Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft versäumt, so haftet 
im Falle des Absatzes 1 der bisherige Gebührenschuldner für 
die Benutzungsgebühren, die auf den Zeitpunkt bis zum Ein-
gang der Anzeige bei der Gemeinde Buchenbach entfallen.

 
§ 47 Haftung der Gemeinde Buchenbach

(1)  Werden die öffentlichen Abwasseranlagen durch Betriebs-
störungen, die die Gemeinde Buchenbach nicht zu vertreten 
hat, vorübergehend ganz oder teilweise außer Betrieb gesetzt 
oder treten Mängel oder Schäden auf, die durch Rückstau in-
folge von Naturereignissen wie Hochwasser, Starkregen oder 
Schneeschmelze oder durch Hemmungen im Abwasserablauf 
verursacht sind, so erwächst daraus kein Anspruch auf Scha-
denersatz. Ein Anspruch auf Ermäßigung oder auf Erlass von 
Beiträgen oder Gebühren entsteht in keinem Fall.

(2)  Die Verpflichtung des Grundstückseigentümers zur Sicherung 
gegen Rückstau (§ 20) bleibt unberührt.

(3)  Unbeschadet des § 2 des Haftpflichtgesetzes haftet die Ge-
meinde Buchenbach nur für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit.
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§ 48 Haftung der Grundstückseigentümer
Die Grundstückseigentümer und die Benutzer haften für schuldhaft ver-
ursachte Schäden, die infolge einer unsachgemäßen oder den Bestim-
mungen dieser Satzung widersprechenden Benutzung oder infolge eines 
mangelhaften Zustands der Grundstücksentwässerungsanlagen entste-
hen. Sie haben die Gemeinde Buchenbach von Ersatzansprüchen Dritter 
freizustellen, die wegen solcher Schäden geltend gemacht werden.

§ 49 Ordnungswidrigkeiten
(1)  Ordnungswidrig im Sinne von § 142 Abs. 1 GemO handelt, wer 

vorsätzlich oder fahrlässig
1. entgegen § 3 Abs. 1 das Abwasser nicht der Gemeinde Bu-

chenbach überlässt;
2. entgegen § 6 Absätze 1, 2 oder 3 von der Einleitung aus-

geschlossene Abwässer oder Stoffe in die öffentlichen Ab-
wasseranlagen einleitet oder die für einleitbares Abwasser 
vorgegebenen Richtwerte überschreitet;

3. entgegen § 8 Abs. 1 Abwasser ohne Vorbehandlung oder 
Speicherung in öffentliche Abwasseranlagen einleitet;

4. entgegen § 8 Abs. 2 fäkalienhaltiges Abwasser ohne aus-
reichende Vorbehandlung in öffentliche Abwasseranlagen 
einleitet, die nicht an eine öffentliche Kläranlage ange-
schlossen sind;

5. entgegen § 8 Abs. 3 sonstiges Wasser oder Abwasser, das 
der Beseitigungspflicht nicht unterliegt, ohne besondere 
Genehmigung der Gemeinde Buchenbach in öffentliche 
Abwasseranlagen einleitet;

6. entgegen § 12 Abs. 1 Grundstücksanschlüsse nicht aus-
schließlich von der Gemeinde Buchenbach herstellen, unter-
halten, erneuern, ändern, abtrennen oder beseitigen lässt;

7. entgegen § 15 Abs. 1 ohne schriftliche Genehmigung der 
Gemeinde Buchenbach eine Grundstücksentwässerungs-
anlage herstellt, anschließt oder ändert oder eine öffentli-
che Abwasseranlage benutzt oder die Benutzung ändert;

8. die Grundstücksentwässerungsanlage nicht nach den Vor-
schriften des § 16 und des § 17 Absätze 1 und 3 herstellt, 
unterhält oder betreibt;

9. entgegen § 18 Abs. 1 die notwendige Entleerung und Rei-
nigung der Abscheider nicht rechtzeitig vornimmt;

10. entgegen § 18 Abs. 3 Zerkleinerungsgeräte für Küchenab-
fälle, Müll, Papier und dergleichen oder Handtuchspender 
mit Spülvorrichtungen an seine Grundstücksentwässe-
rungsanlage anschließt;

11. entgegen § 21 Abs. 1 die Grundstücksentwässerungsanla-
ge vor der Abnahme in Betrieb nimmt.

(2)  Ordnungswidrig im Sinne von § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG han-
delt, wer vorsätzlich oder leichtfertig den Anzeigepflichten 
nach § 46 Absätze 1 bis 7 nicht, nicht richtig oder nicht recht-
zeitig nachkommt.

VII. Steuern, Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 50 Umsatzsteuer
Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung festgelegten Abga-
ben, Kostensätzen und sonstigen Einnahmen (Entgelten) zugrunde 
liegen, umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu den Entgelten noch die 
Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) in der im Umsatzsteuergesetz je-
weils festgelegten Höhe.
 

§ 51 Inkrafttreten
(1)  Soweit Abgabenansprüche nach dem bisherigen Satzungs-

recht bereits entstanden sind, gelten anstelle dieser Satzung 
die Satzungsbestimmungen, die im Zeitpunkt des Entstehens 
der Abgabeschuld gegolten haben.

(2)  Diese Satzung tritt am 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Abwassersatzung vom 26.09.2022 mit allen späteren Änderun-
gen außer Kraft.

Buchenbach, den 12. Oktober 2026

gez. Ralf Kaiser
Bürgermeister

Hinweis zur Satzungsbekanntmachung gem. § 4 Abs. 4 
Gemeindeordnung (GemO)
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder auf 
Grund der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach 
§ 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elekt-
ronisch innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Sat-
zung gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden ist; der 
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. 
Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der 
Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung 
verletzt worden sind.
 
Abweichend hiervon kann die Verletzung der Verfahrens- oder 
Formvorschriften auch nach Ablauf der Jahresfrist von jedermann 
geltend gemacht werden, wenn der Bürgermeister dem Satzungs-
beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen 
hat, oder wenn vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehör-
de Satzungsbeschluss beanstandet hat oder ein anderer die Verlet-
zung von Verfahrens- oder Formvorschriften innerhalb der Jahres-
frist geltend gemacht hat.

Satzung über den Anschluss an die 
öffentliche Wasserversorgung und die 

Versorgung der Grundstücke  
mit Wasser

(Wasserversorgungssatzung – WVS)
Aufgrund der §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Würt-
temberg sowie der §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 des Kommunal-
abgabengesetzes für Baden-Württemberg hat der Gemeinderat der 
Gemeinde Buchenbach in seiner öffentlichen Sitzung am 12.10.2026 
folgende Satzung beschlossen:
 
I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Wasserversorgung als öffentliche Einrichtung
1. Die Gemeinde Buchenbach betreibt die Wasserversorgung als 

eine öffentliche Einrichtung zur Lieferung von Trinkwasser. Art 
und Umfang der Wasserversorgungsanlagen bestimmt die Ge-
meinde Buchenbach.

2. Die Gemeinde Buchenbach kann die Wasserversorgung ganz 
oder teilweise durch Dritte vornehmen lassen.

§ 2 Anschlussnehmer, Wasserabnehmer
1. Anschlussnehmer ist der Grundstückseigentümer, dem Erbbau-

berechtigte, Wohnungseigentümer, Wohnungserbbauberech-
tigte und sonstige zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Be-
rechtigte gleichstehen.

2. Als Wasserabnehmer gelten der Anschlussnehmer, alle sonsti-
gen zur Entnahme von Wasser auf dem Grundstück Berechtig-
ten sowie jeder, der der öffentlichen Wasserversorgung tatsäch-
lich Wasser entnimmt.

§ 3 Anschluss- und Benutzungsrecht
1. Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde Buchenbach 

liegenden Grundstücks ist berechtigt, den Anschluss seines 
Grundstücks an die Wasserversorgungsanlage und die Beliefe-
rung mit Trinkwasser nach Maßgabe der Satzung zu verlangen.

2. Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf sol-
che Grundstücke, die durch eine Versorgungsleitung erschlos-
sen werden. Die Grundstückseigentümer können nicht verlan-
gen, dass eine neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine 
bestehende Versorgungsleitung geändert wird.

3. Der Anschluss eines Grundstücks an eine bestehende Versor-
gungsleitung kann abgelehnt werden, wenn die Wasserver-
sorgung wegen der Lage des Grundstücks oder aus sonstigen 
technischen oder betrieblichen Gründen der Gemeinde Bu-
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chenbach erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder besondere 
Maßnahmen erfordert.

4. Die Gemeinde Buchenbach kann im Falle der Absätze 2 und 3 
den Anschluss und die Benutzung gestatten, sofern der Grund-
stückseigentümer sich verpflichtet, die mit dem Bau und Betrieb 
zusammenhängenden Mehrkosten zu übernehmen und auf 
Verlangen Sicherheit zu leisten. 

§ 4 Anschlusszwang
1. Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Wasser verbraucht 

wird, sind verpflichtet, diese Grundstücke an die öffentliche 
Wasserversorgungsanlage anzuschließen, wenn sie an eine öf-
fentliche Straße mit einer betriebsfertigen Versorgungsleitung 
grenzen oder ihren unmittelbaren Zugang zu einer solchen 
Straße durch einen Privatweg haben. Befinden sich auf einem 
Grundstück mehrere Gebäude zum dauernden Aufenthalt von 
Menschen, so ist jedes Gebäude anzuschließen.

2. Von der Verpflichtung zum Anschluss wird der Grundstücks-
eigentümer auf Antrag befreit, wenn der Anschluss ihm aus 
besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfor-
dernisse des Gemeinwohls nicht zugemutet werden kann. Der 
Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei 
der Gemeinde Buchenbach einzureichen.

§ 5 Benutzungszwang
1. Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversorgungs-

anlage angeschlossen sind, haben die Wasserabnehmer ihren 
gesamten Wasserbedarf aus dieser zu decken. Ausgenommen 
hiervon ist die Nutzung von Niederschlagswasser für Zwecke 
der Gartenbewässerung.

2. Von der Verpflichtung zur Benutzung wird der Wasserabnehmer 
auf Antrag befreit, wenn die Benutzung ihm aus besonderen 
Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Ge-
meinwohls nicht zugemutet werden kann.

3. Die Gemeinde Buchenbach räumt dem Wasserabnehmer dar-
über hinaus im Rahmen des ihr wirtschaftlich Zumutbaren auf 
Antrag die Möglichkeit ein, den Bezug auf einen von ihm ge-
wünschten Verbrauchszweck oder auf einen Teilbedarf zu be-
schränken.

4. Der Antrag auf Befreiung oder Teilbefreiung ist unter Angabe der 
Gründe schriftlich bei der Gemeinde Buchenbach einzureichen.

5. Der Wasserabnehmer hat der Gemeinde Buchenbach vor Er-
richtung einer Eigengewinnungsanlage Mitteilung zu machen. 
Er hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass von 
seiner Eigenanlage keine Rückwirkungen in die öffentliche Was-
serversorgungsanlage möglich sind.

§ 6 Art der Versorgung
1. Das Wasser muss den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und 

den anerkannten Regeln der Technik für Trinkwasser entspre-
chen. Die Gemeinde Buchenbach ist verpflichtet, das Wasser 
unter dem Druck zu liefern, der für eine einwandfreie Deckung 
des üblichen Bedarfs in dem betreffenden Versorgungsgebiet 
erforderlich ist. Sie ist berechtigt, die Beschaffenheit und den 
Druck des Wassers im Rahmen der gesetzlichen und behördli-
chen Bestimmungen sowie der anerkannten Regeln der Technik 
zu ändern, falls dies in besonderen Fällen aus wirtschaftlichen 
oder technischen Gründen zwingend notwendig ist; dabei sind 
die Belange des Wasserabnehmers möglichst zu berücksichti-
gen.

2. Stellt der Wasserabnehmer Anforderungen an Beschaffenheit 
und Druck des Wassers, die über die vorgenannten Verpflich-
tungen hinausgehen, so obliegt es ihm selbst, die erforderlichen 
Vorkehrungen zu treffen.

 
§ 7 Umfang der Versorgung, Unterrichtung bei  

Versorgungsunterbrechungen
1. Die Gemeinde Buchenbach ist verpflichtet, das Wasser jederzeit 

am Ende der Anschlussleitung zur Verfügung zu stellen. Dies gilt 
nicht,

2. soweit zeitliche Beschränkungen zur Sicherstellung der öf-
fentlichen Wasserversorgung erforderlich oder sonst nach 
dieser Satzung vorbehalten sind,

3. soweit und solange die Gemeinde Buchenbach an der Ver-
sorgung durch höhere Gewalt oder sonstige Umstände, 
deren Beseitigung ihr wirtschaftlich nicht zugemutet wer-
den kann, gehindert ist.

4. Die Versorgung kann unterbrochen werden, soweit dies 
zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten erforderlich 
ist. Die Gemeinde Buchenbach hat jede Unterbrechung 
oder Unregelmäßigkeit unverzüglich zu beheben.

5. Die Gemeinde Buchenbach hat die Wasserabnehmer bei 
einer nicht nur für kurze Dauer beabsichtigten Unterbre-
chung der Versorgung rechtzeitig in geeigneter Weise zu 
unterrichten. Die Pflicht zur Unterrichtung entfällt, wenn sie
• nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich ist und die 

Gemeinde Buchenbach dies nicht zu vertreten hat oder
• die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbre-

chungen verzögern würde.

§ 8 Verwendung des Wassers, sorgsamer Umgang
1. Das Wasser wird nur für die eigenen Zwecke des Anschlussneh-

mers, seiner Mieter und ähnlich berechtigter Personen zur Ver-
fügung gestellt. Die Weiterleitung an sonstige Dritte ist nur mit 
schriftlicher Zustimmung der Gemeinde Buchenbach zulässig. 
Diese muss erteilt werden, wenn dem Interesse an der Weiterlei-
tung nicht überwiegende versorgungswirtschaftliche Gründe 
entgegenstehen.

2. Das Wasser darf für alle Zwecke verwendet werden, soweit nicht 
in dieser Satzung oder aufgrund sonstiger gesetzlicher oder be-
hördlicher Vorschriften Beschränkungen vorgesehen sind. Die 
Gemeinde Buchenbach kann die Verwendung für bestimmte 
Zwecke beschränken, soweit dies zur Sicherstellung der allge-
meinen Wasserversorgung erforderlich ist.

3. Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser ist bei 
der Gemeinde Buchenbach vor Beginn der Bauarbeiten zu be-
antragen. Entsprechendes gilt für Anschlüsse zu sonstigen vorü-
bergehenden Zwecken.

4. Soll Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum Feuerlöschen, 
sondern zu anderen vorübergehenden Zwecken entnommen 
werden, sind hierfür Hydrantenstandrohre der Gemeinde Bu-
chenbach mit Wasserzählern zu benutzen.

5. Sollen auf einem Grundstück besondere Feuerlöschanschlüsse 
eingerichtet werden, sind über ihre Anlegung, Unterhaltung 
und Prüfung besondere Vereinbarungen mit der Gemeinde Bu-
chenbach zu treffen.

6. Mit Wasser aus der öffentlichen Wasserversorgung ist sorgsam 
umzugehen. Die Wasserabnehmer werden aufgefordert, was-
sersparende Verfahren anzuwenden, soweit dies insbesonde-
re wegen der benötigten Wassermenge mit Rücksicht auf den 
Wasserhaushalt zumutbar und aus hygienischen Gründen ver-
tretbar ist.

 
§ 9 Unterbrechung des Wasserbezugs

1. Will ein Anschlussnehmer den Wasserbezug länger als drei Mo-
nate einstellen, so hat er dies der Gemeinde Buchenbach min-
destens zwei Wochen vor der Einstellung schriftlich mitzuteilen. 
Wird der Wasserverbrauch ohne rechtzeitige schriftliche Mittei-
lung eingestellt, so haftet der Anschlussnehmer der Gemeinde 
Buchenbach für die Erfüllung sämtlicher sich aus der Satzung 
ergebenden Verpflichtungen.

2. Der Anschlussnehmer kann eine zeitweilige Absperrung seines 
Anschlusses verlangen, ohne damit das Benutzungsverhältnis 
aufzulösen.

 
§ 10 Einstellung der Versorgung

1. Die Gemeinde Buchenbach ist berechtigt, die Versorgung frist-
los einzustellen, wenn der Wasserabnehmer den Bestimmun-
gen dieser Satzung zuwiderhandelt und die Einstellung erfor-
derlich ist, um
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2. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen 
oder Anlagen abzuwehren,

3. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beeinflus-
sung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen zu ver-
hindern oder

4. zu gewährleisten, dass Störungen anderer Wasserabneh-
mer, störende Rückwirkungen auf Einrichtungen der Ge-
meinde Buchenbach oder Dritter oder Rückwirkungen auf 
die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind.

5. Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nicht-
zahlung einer fälligen Abgabenschuld trotz Mahnung, ist 
die Gemeinde Buchenbach berechtigt, die Versorgung 
zwei Wochen nach Androhung einzustellen. Dies gilt nicht, 
wenn der Wasserabnehmer darlegt, dass die Folgen der 
Einstellung außer Verhältnis zur Schwere der Zuwider-
handlung stehen und hinreichende Aussicht besteht, dass 
der Wasserabnehmer seinen Verpflichtungen nachkommt. 
Die Gemeinde Buchenbach kann mit der Mahnung zu-
gleich die Einstellung der Versorgung androhen.

6.  Die Gemeinde Buchenbach hat die Versorgung unverzüglich 
wieder aufzunehmen, sobald die Gründe für ihre Einstellung 
entfallen sind und der Wasserabnehmer die Kosten der Ein-
stellung und Wiederaufnahme der Versorgung ersetzt hat.

 
§ 11 Grundstücksbenutzung

1. Die Anschlussnehmer haben zur örtlichen Versorgung das Anbrin-
gen und Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur Zu- und 
Fortleitung von Wasser über ihre im gleichen Versorgungsgebiet 
liegenden Grundstücke sowie erforderliche Schutzmaßnahmen un-
entgeltlich zuzulassen. Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an 
die Wasserversorgung angeschlossen sind, die vom Anschlussneh-
mer in wirtschaftlichem Zusammenhang mit der Wasserversorgung 
genutzt werden oder für die die Möglichkeit der Wasserversorgung 
sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Sie entfällt, wenn die Inanspruch-
nahme der Grundstücke den Anschlussnehmer mehr als notwendig 
oder in unzumutbarer Weise belasten würde.

2. Der Wasserabnehmer oder Anschlussnehmer ist rechtzeitig 
über Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme des 
Grundstücks zu benachrichtigen.

3. Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Einrichtungen ver-
langen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumut-
bar sind. Die Kosten der Verlegung hat die Gemeinde Buchenbach 
zu tragen. Dienen die Einrichtungen ausschließlich der Versorgung 
des Grundstücks, so hat der Anschlussnehmer die Kosten zu tragen.

4. Wird der Wasserbezug eingestellt, so hat der Grundstückseigentü-
mer die Entfernung der Einrichtungen zu gestatten oder sie auf Ver-
langen der Gemeinde Buchenbach noch fünf Jahre unentgeltlich zu 
dulden, es sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet werden kann.

5. Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege 
und Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch Planfest-
stellung für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Ver-
kehrsflächen bestimmt sind.

§ 12 Zutrittsrecht
Der Wasserabnehmer hat dem mit einem Ausweis versehenen Be-
auftragten der Gemeinde im Rahmen des § 44 Abs. 6 Wassergesetz 
für Baden-Württemberg und des § 99 der Abgabenordnung den Zu-
tritt zu seinen Räumen und zu den in § 24 genannten Einrichtungen 
zu gestatten, soweit dies für die Prüfung der technischen Einrich-
tung, zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten nach dieser 
Satzung insbesondere zur Ablesung, zum Austausch der Messein-
richtungen (Wasserzähler) oder zur Ermittlung der Grundlagen für 
die Gebührenbemessung erforderlich ist.
 
II. Hausanschlüsse, Anlage des Anschlussnehmers,  
Messeinrichtungen

§ 13   Anschlussantrag
Der Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungsanlage und 
jede Änderung des Hausanschlusses ist vom Anschlussnehmer 

unter Benutzung eines bei der Gemeinde Buchenbach erhältlichen 
Vordrucks für jedes Grundstück zu beantragen. Dem Antrag sind 
insbesondere folgende Unterlagen beizufügen, soweit sich die er-
forderlichen Angaben nicht bereits aus dem Antrag selbst ergeben:
1. ein Lageplan nebst Beschreibung und Skizze der geplanten An-

lage des Anschlussnehmers (Wasserverbrauchsanlage);
2. der Name des Installationsunternehmens, durch das die Wasser-

verbrauchsanlage eingerichtet oder geändert werden soll;
3. eine nähere Beschreibung besonderer Einrichtungen (zum Bei-

spiel von Gewerbebetrieben usw.), für die auf dem Grundstück 
Wasser verwendet werden soll, sowie die Angabe des geschätz-
ten Wasserbedarfs;

4. Angaben über eine etwaige Eigengewinnungsanlage;
5. im Falle des § 3 Abs. 4 die Verpflichtungserklärung zur Übernah-

me der mit dem Bau und Betrieb zusammenhängenden Mehr-
kosten.

§ 14   Haus- und Grundstücksanschlüsse
1. Der Hausanschluss besteht aus der Verbindung des Vertei-

lungsnetzes mit der Anlage des Anschlussnehmers. Er beginnt 
an der Abzweigstelle des Verteilungsnetzes und endet mit der 
Hauptabsperrvorrichtung. Hausanschlüsse werden ausschließ-
lich von der Gemeinde Buchenbach hergestellt, unterhalten, 
erneuert, geändert, abgetrennt und beseitigt. Hausanschlüsse 
stehen vorbehaltlich abweichender Regelung im Eigentum der 
Gemeinde Buchenbach. Soweit sie in öffentlichen Verkehrs- und 
Grünflächen verlaufen (Grundstücksanschlüsse), sind sie Teil der 
öffentlichen Wasserversorgungsanlage.

2. Art, Zahl und Lage der Hausanschlüsse sowie deren Änderung 
werden nach Anhörung des Anschlussnehmers und unter Wah-
rung seiner berechtigten Interessen von der Gemeinde Buchen-
bach bestimmt. Die Gemeinde Buchenbach stellt die für den 
erstmaligen Anschluss eines Grundstücks notwendigen Haus-
anschlüsse bereit.

3. Die Gemeinde Buchenbach kann auf Antrag des Anschlussneh-
mers weitere Anschlüsse sowie vorläufige oder vorübergehen-
de Anschlüsse herstellen. Als weitere Anschlüsse gelten auch 
Hausanschlüsse für Grundstücke, die nach Entstehen der Bei-
tragspflicht (§ 38) neu gebildet werden.

4. Hausanschlüsse dürfen nicht überbaut werden, die Freilegung 
muss stets möglich sein; sie sind vor Beschädigung zu schützen. 
Der Anschlussnehmer hat die baulichen Voraussetzungen für 
die sichere Errichtung des Hausanschlusses zu schaffen. Er darf 
keine Einwirkungen auf den Hausanschluss vornehmen oder 
vornehmen lassen. Jede Beschädigung des Hausanschlusses, 
insbesondere das Undichtwerden von Leitungen sowie sons-
tige Störungen, sind der Gemeinde Buchenbach unverzüglich 
mitzuteilen.

 
§ 15   Kostenerstattung

1. Der Anschlussnehmer hat der Gemeinde Buchenbach zu erstatten:
2. die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, 

Veränderung und Beseitigung der notwendigen Hausan-
schlüsse. Dies gilt nicht für den Teil des Hausanschlusses 
(Grundstücksanschluss), der in öffentlichen Verkehrs- und 
Grünflächen verläuft (§ 14 Abs. 1).

3. die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, 
Veränderung und Beseitigung der weiteren, vorläufigen 
und vorübergehenden Hausanschlüsse (§ 14 Abs.  3). Zu 
diesen Kosten gehören auch die Aufwendungen für die 
Wiederherstellung des alten Zustands auf den durch die 
Arbeiten beanspruchten Flächen.

4. Zweigt eine Hausanschlussleitung von der Anschlusstrom-
mel im Hydrantenschacht ab (württembergisches 
Schachthydrantensystem), so wird der Teil der Anschluss-
leitung, der neben der Versorgungsleitung verlegt ist, bei 
der Berechnung der Kosten nach Abs. 1 unberücksichtigt 
gelassen. Die Kosten für die Herstellung, Unterhaltung, Er-
neuerung, Veränderung und Beseitigung dieser Teilstrecke 
trägt die Gemeinde.
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5. Der Erstattungsanspruch entsteht mit der endgültigen 
Herstellung des Hausanschlusses, im Übrigen mit der Be-
endigung der Maßnahme. Der Erstattungsanspruch wird 
binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Abgabenbe-
scheids fällig.

6.  Erhalten mehrere Grundstücke eine gemeinsame Hausan-
schlussleitung, so ist für die Teile der Anschlussleitung, die 
ausschließlich einem der beteiligten Grundstücke dienen, 
allein der Eigentümer bzw. Erbbauberechtigte des betref-
fenden Grundstücks ersatzpflichtig. Soweit Teile der Hausan-
schlussleitung mehreren Grundstücken gemeinsam dienen, 
sind die Eigentümer bzw. Erbbauberechtigten der beteiligten 
Grundstücke als Gesamtschuldner ersatzpflichtig.

 
§ 16   Private Anschlussleitungen

1. Private Anschlussleitungen hat der Anschlussnehmer selbst zu 
unterhalten, zu ändern und zu erneuern. Die insoweit anfallen-
den Kosten sind vom Anschlussnehmer zu tragen.

2. Entspricht eine solche Anschlussleitung nach Beschaffenheit 
und Art der Verlegung den Bestimmungen der DIN 1988 und et-
waigen zusätzlichen Bestimmungen der Gemeinde Buchenbach 
und verzichtet der Anschlussnehmer schriftlich auf seine Rechte 
an der Leitung, so ist die Anschlussleitung auf sein Verlangen 
von der Gemeinde Buchenbach zu übernehmen. Dies gilt nicht 
für Leitungen im Außenbereich (§ 35 BauGB).

3. Unterhaltungs-, Änderungs- und Erneuerungsarbeiten an priva-
ten Grundstücksanschlüssen sind der Gemeinde Buchenbach 
vom Anschlussnehmer mindestens 14 Tage vorher anzuzeigen.

§ 17   Anlage des Anschlussnehmers
1. Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung 

und Unterhaltung der Anlage hinter dem Hausanschluss − mit 
Ausnahme der Messeinrichtungen der Gemeinde Buchenbach − 
ist der Anschlussnehmer verantwortlich. Hat er die Anlage oder 
Anlagenteile einem Dritten vermietet oder sonst zur Benutzung 
überlassen, so ist er neben diesem verantwortlich.

2. Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Satzung 
und anderer gesetzlicher oder behördlicher Bestimmungen sowie 
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik errichtet, er-
weitert, geändert und unterhalten werden. Die Errichtung der Anla-
ge und wesentliche Veränderungen dürfen nur durch die Gemeinde 
Buchenbach oder ein von der Gemeinde Buchenbach zugelassenes 
Installationsunternehmen erfolgen. Die Gemeinde Buchenbach ist 
berechtigt, die Ausführung der Arbeiten zu überwachen.

3. Anlagenteile, die sich vor den Messeinrichtungen befinden, kön-
nen plombiert werden. Ebenso können Anlagenteile, die zur An-
lage des Anschlussnehmers gehören, unter Plombenverschluss 
genommen werden, um eine einwandfreie Messung zu gewähr-
leisten. Die dafür erforderliche Ausstattung der Anlage ist nach 
den Angaben der Gemeinde Buchenbach zu veranlassen.

4. Anlagen und Verbrauchseinrichtungen sind so zu betreiben, 
dass Störungen anderer Wasserabnehmer, störende Rückwir-
kungen auf Einrichtungen der Gemeinde Buchenbach oder 
Dritter oder Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers aus-
geschlossen sind.

§ 18   Inbetriebsetzung der Anlage des Anschlussnehmers
1. Die Gemeinde Buchenbach oder deren Beauftragte schließen 

die Anlage des Anschlussnehmers an das Verteilungsnetz an 
und setzen sie in Betrieb.

2. Jede Inbetriebsetzung der Anlage ist bei der Gemeinde Buchen-
bach über das Installationsunternehmen zu beantragen.

§ 19   Überprüfung der Anlage des Anschlussnehmers
1. Die Gemeinde Buchenbach ist berechtigt, die Anlage des An-

schlussnehmers vor und nach ihrer Inbetriebsetzung zu über-
prüfen. Sie hat den Anschlussnehmer auf erkannte Sicherheits-
mängel aufmerksam zu machen und kann deren Beseitigung 
verlangen. Werden Mängel festgestellt, die die Sicherheit ge-
fährden oder erhebliche Störungen erwarten lassen, so ist die 

Gemeinde Buchenbach berechtigt, den Anschluss oder die 
Versorgung zu verweigern; bei Gefahr für Leib und Leben ist sie 
dazu verpflichtet.

2. Durch Vornahme oder Unterlassen der Überprüfung der Anlage 
sowie durch deren Anschluss an das Verteilungsnetz übernimmt 
die Gemeinde Buchenbach keine Haftung für die Mängelfreiheit 
der Anlage. Dies gilt nicht, wenn sie bei einer Überprüfung Män-
gel festgestellt hat, die eine Gefahr für Leib und Leben darstellen.

§ 20   Technische Anschlussbedingungen
Die Gemeinde Buchenbach ist berechtigt, weitere technische Anfor-
derungen an den Hausanschluss und andere Anlagenteile sowie an 
den Betrieb der Anlage festzulegen, soweit dies aus Gründen der 
sicheren und störungsfreien Versorgung, insbesondere im Hinblick 
auf die Erfordernisse des Verteilungsnetzes, notwendig ist. Diese 
Anforderungen dürfen den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik nicht widersprechen. Der Anschluss bestimmter Verbrauch-
seinrichtungen kann von der vorherigen Zustimmung der Gemein-
de Buchenbach abhängig gemacht werden. Die Zustimmung darf 
nur verweigert werden, wenn der Anschluss eine sichere und stö-
rungsfreie Versorgung gefährden würde.
 

§ 21   Messung
1. Die Gemeinde Buchenbach stellt die verbrauchte Wassermenge 

durch Messeinrichtungen (Wasserzähler) fest, die den eichrecht-
lichen Vorschriften entsprechen. Bei öffentlichen Verbrauch-
seinrichtungen kann die gelieferte Menge auch rechnerisch 
ermittelt oder geschätzt werden, wenn die Kosten der Messung 
nicht im Verhältnis zur Höhe des Verbrauchs stehen.

2. Die Gemeinde Buchenbach hat dafür Sorge zu tragen, dass 
eine einwandfreie Messung der verbrauchten Wassermenge 
gewährleistet ist. Sie bestimmt Art, Zahl und Größe sowie An-
bringungsort der Messeinrichtungen. Ebenso ist die Lieferung, 
Anbringung, Überwachung, Unterhaltung und Entfernung der 
Messeinrichtungen Aufgabe der Gemeinde Buchenbach. Sie 
hat den Anschlussnehmer anzuhören und dessen berechtigte 
Interessen zu wahren. Sie ist verpflichtet, auf Verlangen des An-
schlussnehmers die Messeinrichtungen zu verlegen, wenn dies 
ohne Beeinträchtigung einer einwandfreien Messung möglich 
ist; der Anschlussnehmer ist verpflichtet, die Kosten zu tragen.

3. Der Anschlussnehmer haftet für das Abhandenkommen und 
die Beschädigung der Messeinrichtungen, soweit ihn daran ein 
Verschulden trifft. Er hat den Verlust, Beschädigungen und Stö-
rungen dieser Einrichtungen der Gemeinde Buchenbach unver-
züglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, die Einrichtungen vor Ab-
wasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor Frost zu schützen.

4. Der Einbau von Zwischenzählern in die Verbrauchsleitung ist 
dem Wasserabnehmer gestattet. Alle den Zwischenzähler be-
treffenden Kosten gehen zu seinen Lasten. Die Gemeinde Bu-
chenbach ist nicht verpflichtet, das Anzeigeergebnis eines Zwi-
schenzählers der Verbrauchsgebühr zugrunde zu legen.

§ 22   Nachprüfung von Messeinrichtungen
1. Der Wasserabnehmer kann jederzeit die Nachprüfung der 

Messeinrichtungen durch eine Eichbehörde oder eine staatlich 
anerkannte Prüfstelle nach § 39 des Mess- und Eichgesetzes 
verlangen. Stellt der Wasserabnehmer den Antrag auf Prüfung 
nicht bei der Gemeinde Buchenbach, so hat er diese vor Antrag-
stellung zu benachrichtigen.

2. Die Kosten der Prüfung fallen der Gemeinde Buchenbach zur 
Last, falls die Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehlergren-
zen überschreitet, sonst dem Wasserabnehmer.

§ 23   Ablesung
1. Die Messeinrichtungen sind nach Aufforderung der Gemeinde/

Stadt vom Anschlussnehmer selbst abzulesen. Die Ableseergebnisse 
sind in den von der Gemeinde/Stadt hierfür übermittelten Vordruck 
einzutragen. Der ausgefüllte Vordruck ist an die Gemeinde/Stadt zu-
rückzusenden. Alternativ kann der Zählerstand elektronisch über die 
Internetseite der Gemeinde/Stadt übermittelt werden.
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2. Geht der ausgefüllte Vordruck nicht innerhalb einer von der 
Gemeinde/Stadt gesetzten, angemessenen Frist bei dieser ein, 
darf sie den Verbrauch auf der Grundlage der letzten Ablesung 
schätzen; die tatsächlichen Verhältnisse sind angemessen zu be-
rücksichtigen. § 12 bleibt davon unberührt.

§ 24   Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze
1. Die Gemeinde Buchenbach kann verlangen, dass der Anschluss-

nehmer auf eigene Kosten nach seiner Wahl an der Grund-
stücksgrenze einen geeigneten Wasserzählerschacht oder Was-
serzählerschrank anbringt, wenn

 das Grundstück unbebaut ist oder
1. die Versorgung des Gebäudes mit Anschlussleitungen er-

folgt, die unverhältnismäßig lang sind oder nur unter be-
sonderen Erschwernissen verlegt werden können, oder

2. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasser-
zählers vorhanden ist.

 2.  Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, die Einrichtungen in 
ordnungsgemäßem Zustand und jederzeit zugänglich zu 
halten.

 3.  Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Einrichtungen 
auf seine Kosten verlangen, wenn sie an der bisherigen Stel-
le für ihn nicht mehr zumutbar sind und die Verlegung ohne 
Beeinträchtigung einer einwandfreien Messung möglich ist.

 
III.  Wasserversorgungsbeitrag

§ 25   Erhebungsgrundsatz
Die Gemeinde Buchenbach erhebt zur teilweisen Deckung ihres Auf-
wands für die Anschaffung, Herstellung und den Ausbau der öffent-
lichen Wasserversorgungsanlagen einen Wasserversorgungsbeitrag.
 

§ 26   Gegenstand der Beitragspflicht
1. Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, für die eine bauliche 

oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, wenn sie bebaut oder 
gewerblich genutzt werden können. Erschlossene Grundstücke, 
für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt 
ist, unterliegen der Beitragspflicht, wenn sie nach der Verkehr-
sauffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen 
Entwicklung der Gemeinde Buchenbach zur Bebauung anstehen.

2. Wird ein Grundstück an die öffentlichen Wasserversorgungsan-
lagen tatsächlich angeschlossen, so unterliegt es der Beitrags-
pflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht 
erfüllt sind.

§ 27   Beitragsschuldner
1. Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des 

Beitragsbescheids Eigentümer des Grundstücks ist.
2. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der Erb-

bauberechtigte an Stelle des Eigentümers beitragspflichtig. Meh-
rere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und 
Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer 
nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

3. Steht das Grundstück, Erbbaurecht, Wohnungs- oder Teileigen-
tum im Eigentum mehrerer Personen zur gesamten Hand, ist die 
Gesamthandsgemeinschaft beitragspflichtig.

§ 28   Beitragsmaßstab
Maßstab für den Wasserversorgungsbeitrag ist die zulässige Ge-
schossfläche. Die zulässige Geschossfläche wird nach Maßgabe der 
Bestimmungen der §§ 29 bis 35 ermittelt. Bei der Ermittlung der 
Geschossfläche wird das Ergebnis auf zwei Nachkommastellen ge-
rundet. Ist die Ziffer an der dritten Nachkommastelle größer als vier, 
wird aufgerundet, andernfalls wird abgerundet.
 

§ 29   Grundstücksfläche
1. Als Grundstücksfläche gilt:

2. bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die 
Fläche, die der Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrun-
de zu legen ist;

3. soweit ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach § 34 
Abs. 4 S. 1 BauGB nicht besteht oder die erforderliche Fest-
setzung nicht enthält, die tatsächliche Grundstücksfläche 
bis zu einer Tiefe von 50 Metern von der Erschließungsan-
lage zugewandten Grundstücksgrenze.

  Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über diese Be-
grenzung hinaus oder sind Flächen tatsächlich angeschlossen, 
so ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hintere 
Grenze der Nutzung, zuzüglich der baurechtlichen Abstands-
flächen, bestimmt wird. Grundstücksteile, die lediglich die 
wegemäßige Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, 
bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe unberück-
sichtigt. Zur Nutzung zählen auch angelegte Grünflächen oder 
gärtnerisch genutzte Flächen.

 2.  Teilflächenabgrenzungen gemäß § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG 
bleiben unberührt.

 
§ 30   Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei  

Grundstücken, für die ein Bebauungsplan die Geschoss- 
flächenzahl oder Geschossfläche festsetzt

1. Als zulässige Geschossfläche gilt die mit der im Bebauungsplan fest-
gesetzten Geschossflächenzahl vervielfachte Grundstücksfläche.

2. Setzt der Bebauungsplan die Größe der Geschossfläche fest, gilt 
diese als zulässige Geschossfläche.

3. Ist im Einzelfall eine größere als die nach Abs. 1 oder 2 zulässige 
Geschossfläche genehmigt, so ist diese zugrunde zu legen.

 
§ 31   Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei Grundstü-
cken, für die ein Bebauungsplan eine Baumassenzahl festsetzt
1. Weist der Bebauungsplan statt der Geschossflächenzahl oder 

der Größe der Geschossfläche für ein Grundstück eine Baumas-
senzahl aus, so ergibt sich die zulässige Geschossfläche aus der 
Teilung der mit der Baumassenzahl vervielfachten Grundstücks-
fläche durch [3,5].

2. Ist eine größere als die nach Abs. 1 bei Anwendung der Baumas-
senzahl zulässige Baumasse genehmigt, so ergibt sich die zuläs-
sige Geschossfläche aus der Teilung dieser Baumasse durch [3,5].

§ 32   Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei Grundstü-
cken, für die ein Bebauungsplan eine Grundflächenzahl oder 

die Grundfläche und die Zahl der Vollgeschosse oder die Höhe 
baulicher Anlagen festsetzt

1. Weist der Bebauungsplan statt einer Geschossflächen- oder 
Baumassenzahl oder der Größe der Geschossfläche für ein 
Grundstück eine Grundflächenzahl bzw. die Größe der zuläs-
sigen Grundfläche und die höchstzulässige Zahl der Vollge-
schosse aus, so gilt als zulässige Geschossfläche die mit der 
Grundflächenzahl und Zahl der Vollgeschosse vervielfachte 
Grundstücksfläche bzw. die mit der Zahl der Vollgeschosse ver-
vielfachte zulässige Grundfläche.

2. Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung 
nicht durch die Zahl der Vollgeschosse oder eine Baumassen-
zahl, sondern setzt die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der 
maximalen Traufhöhe (Schnittpunkt der senkrechten, traufseiti-
gen Außenwand mit der Dachhaut) fest, so gilt als Zahl der Voll-
geschosse im Sinne des Abs. 1 das festgesetzte Höchstmaß der 
baulichen Anlage geteilt durch

1. [2,7] für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete 
(WS), reine Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete 
(WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und 
besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und

2. [3,5] für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mi-
schgebiete (MI), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), 
Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) 
festgesetzten Gebiete. 

 
  Das Ergebnis wird auf die nächstfolgende volle Zahl gerundet, 

wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle 
Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 
sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.
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 3.  Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nut-
zung nicht durch die Zahl der Vollgeschosse oder eine Bau-
massenzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in 
Gestalt der maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt 
als Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe der 
baulichen Anlage geteilt durch

 
 1.  [3,0] für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete 

(WS), reine Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete 
(WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und be-
sondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und

 2. [ 4,0] für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mi-
schgebiete (MI), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), 
Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) fest-
gesetzten Gebiete.

  Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nach-
kommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufge-
rundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die 
vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

 
 4.  Ist im Einzelfall eine größere als die nach Abs. 1 zulässige 

Grundfläche bzw. höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse 
genehmigt, so ist diese der Ermittlung der zulässigen Ge-
schossfläche nach Abs. 1 zugrunde zu legen.

 5.  Ist im Einzelfall eine größere als die im Bebauungsplan 
festgesetzte Höhe baulicher Anlagen genehmigt, so ist 
diese der Ermittlung der Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 
2 und 3 zugrunde zu legen.

 6.  Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse 
oder einer Baumassenzahl sowohl die zulässige Firsthöhe 
als auch die zulässige Traufhöhe der baulichen Anlage aus, 
so ist die Traufhöhe gemäß Abs. 2 und 5 in eine Geschoss-
zahl umzurechnen.

 
§ 33   Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, 

für die keine Planfestsetzungen im Sinne der §§ 30 bis  
32 bestehen

1. In unbeplanten Gebieten und bei Grundstücken, für die ein Be-
bauungsplan keine den §§ 30 bis 32 entsprechenden Festset-
zungen enthält, beträgt die Geschossflächenzahl, mit der die 
Grundstücksfläche vervielfacht wird:

Baugebiet Zahl der
Vollgeschosse (Z)

Geschoss-
flächenzahl
(GFZ)

In Kleinsiedlungs-
gebieten bei

1
2

0,3
0,4

In reinen und 
allgemeinen Wohnge-
bieten, Mischgebieten 
und Ferienhaus-
gebieten bei

1
2
3
4 und 5
6 und mehr

0,5
0,8
1,0
1,1
1,2

In besonderen 
Wohngebieten bei

1
2
3
4 und 5
6 und mehr

0,5
0,8
1,1
1,4
1,6

In Dorfgebieten bei 1
2 und mehr

0,5
0,8

In Kern-, Gewerbe- 
und Industriegebieten 
(und Sondergebieten 
mit der Zweckbestim-
mung ...) bei

1
2
3
4 und 5
6 und mehr

1,0
1,6
2,0
2,2
2,4

In Wochenendhaus-
gebieten bei

1 und 2 0,2

 2.  Die Art des Baugebiets i. S. von Abs. 1 ergibt sich aus den 
Festsetzungen des Bebauungsplans. Soweit ein Bebau-

ungsplan nicht besteht oder die Art des Baugebiets nicht 
festlegt, richtet sich die Gebietsart nach der auf den 

Grundstücken in der näheren Umgebung überwiegend 
vorhandenen Nutzung. Lassen sich Grundstücke nach der 
Eigenart ihrer näheren Umgebung keinem der genannten 

Baugebiete zuordnen, so werden die für Mischgebiete 
geltenden Geschossflächenzahlen zugrunde gelegt.

 3.  Der Berechnung der höchstzulässigen Geschossflächen-
zahl wird als zulässige Zahl der Vollgeschosse

1. die in einem Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl 
der Vollgeschosse,

2. soweit keine Zahl der Vollgeschosse festgesetzt ist,
 a.  bei bebauten Grundstücken die Höchstzahl der tatsächlich 

vorhandenen Geschosse,
 b.  bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken, die Zahl 

der auf den Grundstücken der näheren Umgebung über-
wiegend vorhandenen Geschosse zugrunde gelegt. Als 
Geschosse gelten Vollgeschosse i. S. der LBO; zugrunde zu 
legen ist im Falle des Satzes 1 Nr. 1 die im Zeitpunkt der Be-
schlussfassung über den Bebauungsplan, im Falle des Satzes 
1 Nr. 2 in der zum Zeitpunkt der Beitragsentstehung gelten-
den Fassung der LBO.

 
 4.  Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein Vollgeschoss 

gilt als Geschossfläche die tatsächlich vorhandene Bau-
masse geteilt durch [3,5], mindestens jedoch eine Ge-
schossflächenzahl von 0,2.

 5.  Ist in Fällen des Abs. 3 Satz 1 Nummer 1 im Einzelfall eine 
höhere Geschosszahl genehmigt, so ist diese zugrunde zu 
legen.

 
§ 34   Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei  

Grundstücken im Außenbereich
1. Im Außenbereich (§ 35 BauGB) gilt als zulässige Zahl der Voll-

geschosse die Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen bzw. 
genehmigten Geschosse. Dabei werden die für Mischgebiete 
geltenden Geschossflächenzahlen zugrunde gelegt.

2. Als Geschosse gelten Vollgeschosse i. S. der LBO in der zum Zeit-
punkt der Beitragsentstehung geltenden Fassung. Bei Grund-
stücken mit Gebäuden ohne ein Vollgeschoss gilt als Geschoss-
fläche die tatsächlich vorhandene Baumasse geteilt durch [3,5], 
mindestens jedoch eine Geschossflächenzahl von 0,3.

 
§ 35   Sonderregelungen

1. Bei Stellplatzgrundstücken und bei Grundstücken, für die nur 
eine Nutzung ohne Bebauung zulässig ist oder bei denen die 
Bebauung nur untergeordnete Bedeutung hat, wird die Grund-
stücksfläche mit einer Geschossflächenzahl von 0,2 vervielfacht.

2. Für Gemeinbedarfs- oder Grünflächengrundstücke, deren 
Grundstücksflächen aufgrund ihrer Zweckbestimmung nicht 
oder nur zu einem untergeordneten Teil mit Gebäuden über-
deckt werden sollen bzw. überdeckt sind (zum Beispiel Fried-
höfe, Sportplätze, Freibäder, Kleingartenanlagen) gilt eine Ge-
schossflächenzahl von 0,3.

 
§ 36   Nachveranlagung, weitere Beitragspflicht

1. Von Grundstückseigentümern, für deren Grundstück eine Bei-
tragsschuld bereits entstanden ist oder deren Grundstücke bei-
tragsfrei angeschlossen worden sind, werden weitere Beiträge 
erhoben,

1.  soweit die bis zum Inkrafttreten dieser Satzung zulässige Ge-
schossflächenzahl oder Geschossfläche bzw. genehmigte höhe-
re Geschossfläche überschritten oder eine größere Geschossflä-
chenzahl oder Geschossfläche allgemein zugelassen wird;

 2.  soweit in den Fällen des § 34 eine höhere Zahl der Vollge-
schosse zugelassen wird;

 3.  wenn das Grundstück mit Grundstücksflächen vereinigt 
wird, für die eine Beitragsschuld bisher nicht entstanden ist;
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 4.  soweit Grundstücke unter Einbeziehung von Teilflächen, 
für die eine Beitragsschuld bereits entstanden ist, neu ge-
bildet werden.

  2.  Wenn bei der Veranlagung von Grundstücken Teilflächen 
gemäß § 29 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 
2 KAG unberücksichtigt geblieben sind, entsteht eine wei-
tere Beitragspflicht, soweit die Voraussetzungen für eine 
Teilflächenabgrenzung entfallen.

 
§ 37   Beitragssatz

Der Wasserversorgungsbeitrag beträgt je Quadratmeter (m2) Ge-
schossfläche (§ 28) 3,73 €.
 

§ 38   Entstehung der Beitragsschuld
1. Die Beitragsschuld entsteht:
1. in den Fällen des § 26 Abs. 1, sobald das Grundstück an die öf-

fentliche Wasserversorgungsanlage angeschlossen werden kann;
2. in den Fällen des § 26 Abs. 2 mit dem Anschluss, frühestens je-

doch mit dessen Genehmigung;
3. in den Fällen des § 36 Abs.1 Nr. 1 und 2 mit der Erteilung der 

Baugenehmigung bzw. dem Inkrafttreten des Bebauungsplans 
oder einer Satzung i. S. von § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 BauGB;

4. in den Fällen des § 36 Abs. 1 Nr. 3, wenn die Vergrößerung des 
Grundstücks im Grundbuch eingetragen ist;

5. in den Fällen des § 36 Abs. 1 Nr. 4

1. mit dem Inkrafttreten eines Bebauungsplans bzw. dem Inkraft-
treten einer Satzung im Sinne von § 34 Abs. 4 Satz 1 BauGB;

2. mit dem tatsächlichen Anschluss der Teilflächen, frühestens mit 
der Genehmigung des Anschlusses;

3. bei baulicher Nutzung ohne tatsächlichen Anschluss mit der Er-
teilung der Baugenehmigung;

4. bei gewerblicher Nutzung mit dem Eintritt dieser Nutzung

 6.  in den Fällen des § 36 Abs. 2 mit dem Wegfall der Vorausset-
zungen für eine Teilflächenabgrenzung nach § 29 Abs. 1 Nr. 
2 dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG, insbesondere 
mit dem Inkrafttreten eines Bebauungsplanes oder einer Sat-
zung gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1 BauGB, der Bebauung, der ge-
werblichen Nutzung oder des tatsächlichen Anschlusses von 
abgegrenzten Teilflächen, jedoch frühestens mit der Anzeige 
einer Nutzungsänderung gemäß § 50 Abs. 3.

2.  Für Grundstücke, die schon vor dem 01.04.1964 an die öffentli-
chen Abwasseranlagen hätten angeschlossen werden können, 
jedoch noch nicht angeschlossen worden sind, entsteht die 
Beitragsschuld mit dem tatsächlichen Anschluss, frühestens 
mit dessen Genehmigung.

3.  Mittelbare Anschlüsse (zum Beispiel über bestehende Hausan-
schlüsse) stehen dem unmittelbaren Anschluss an öffentliche 
Wasserversorgungsanlagen gleich.

 
§ 39   Fälligkeit

Der Wasserversorgungsbeitrag wird einen Monat nach Bekanntga-
be des Beitragsbescheides fällig.
 

§ 40   Ablösung
1. Die Gemeinde Buchenbach kann, solange die Beitragsschuld 

noch nicht entstanden ist, mit dem Beitragsschuldner die Ablö-
sung des Wasserversorgungsbeitrages vereinbaren.

2. Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der Höhe der 
voraussichtlich entstehenden Beitragsschuld; die Ermittlung er-
folgt nach den Bestimmungen dieser Satzung.

3. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.
 
IV. Benutzungsgebühren

§ 41   Erhebungsgrundsatz
Die Gemeinde Buchenbach erhebt für die Benutzung der öffentli-
chen Wasserversorgungsanlagen Grund- und Verbrauchsgebühren.

§ 42   Gebührenschuldner
1. Schuldner der Benutzungsgebühren ist der Anschlussnehmer. 

Beim Wechsel des Gebührenschuldners geht die Gebühren-
pflicht mit Beginn des auf den Übergang folgenden Kalender-
monats auf den neuen Gebührenschuldner über.

2. In den Fällen des § 44 Abs. 2 ist Gebührenschuldner der Wasse-
rabnehmer.

3. Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.
 

§ 43   Grundgebühr
1. Die Grundgebühr wird gestaffelt nach der Zählergröße erhoben 

(Zählergebühr). Sie beträgt bei Wasserzählern mit einem Dauer-
durchfluss (Q3) bzw. Nenndurchfluss (Qn) von:

 
Dauerdurchfluss 
(Q3)

Nenndurchfluss 
(Qn)

Grundgebühr 
€/Monat

bis 4 m³/h bis 2,5 m³/h 2,50 €

10 m³/h 6 m³/h 6,25 €

16 m³/h 10 m³/h 10,00 €

25 m³/h 15 m³/h 15,62 €

40 m³/h 25 m³/h 25,00 €

63 m³/h 40 m³/h 39,37 €

100 m³/h 60 m³/h 62,50 €

 
  Bei Bauwasserzählern oder sonstigen beweglichen Wasser-

zählern entfällt die Grundgebühr.
 
2.  Bei der Berechnung der Grundgebühr wird der Monat, in dem 

der Wasserzähler erstmals eingebaut oder endgültig ausge-
baut wird, je als voller Monat gerechnet.

3.  Wird die Wasserlieferung wegen Wassermangels, Störungen 
im Betrieb, betriebsnotwendiger Arbeiten oder aus ähnlichen, 
nicht vom Anschlussnehmer zu vertretenden Gründen länger 
als einen Monat unterbrochen, so wird für die Zeit der Unter-
brechung (abgerundet auf volle Monate) keine Grundgebühr 
berechnet.

 
§ 44   Verbrauchsgebühren

1. Die Verbrauchsgebühr wird nach der gemessenen Wassermen-
ge (§ 45) berechnet. Die Verbrauchsgebühr beträgt pro Kubik-
meter 2,20 €.

2. Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Was-
serzähler verwendet, beträgt die Verbrauchsgebühr pro Kubik-
meter 2,20 €.

§ 45   Gemessene Wassermenge
1. Die nach § 21 gemessene Wassermenge gilt auch dann als Ge-

bührenbemessungsgrundlage, wenn sie ungenutzt (etwa durch 
schadhafte Rohre, offenstehende Zapfstellen oder Rohrbrüche 
hinter dem Wasserzähler) verlorengegangen ist.

2. Ergibt sich bei einer Zählerprüfung, dass der Wasserzähler über 
die nach der Eichordnung zulässigen Verkehrsfehlergrenzen 
hinaus falsch anzeigt, oder ist der Zähler stehen geblieben, 
so schätzt die Gemeinde Buchenbach den Wasserverbrauch 
gemäß § 162 Abgabenordnung.

§ 46   Verbrauchsgebühr bei Bauten
1. Wird bei der Herstellung von Bauwerken das verwendete Was-

ser nicht durch einen Wasserzähler festgestellt, wird eine pau-
schale Verbrauchsgebühr erhoben.

2. Bemessungsgrundlage für die Gebühr ist folgender pauschaler 
Wasserverbrauch:

 1.  Bei Neu-, Um- oder Erweiterungsbauten von Gebäuden 
werden je 100 Kubikmeter umbautem Raum 7 Kubikme-
ter als pauschaler Wasserverbrauch zugrunde gelegt; Ge-
bäude mit weniger als 100 Kubikmeter umbautem Raum 
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bleiben gebührenfrei. Bei Fertigbauweise werden der Er-
mittlung des umbauten Raumes nur die Keller- und Unter-
geschosse zugrunde gelegt.

 2.   Bei Beton- und Backsteinbauten, die nicht unter Nr. 1 fal-
len, werden je angefangene 10 Kubikmeter Beton- oder 
Mauerwerk 4 Kubikmeter als pauschaler Wasserverbrauch 
zugrunde gelegt; Bauwerke mit weniger als 10 Kubikmeter 
Beton- oder Mauerwerk bleiben gebührenfrei.

 
§ 47   Entstehung der Gebührenschuld

1. In den Fällen der §§ 43 und 44 Abs. 1 entsteht die Gebühren-
schuld für ein Kalenderjahr mit Ablauf des Kalenderjahres (Ver-
anlagungszeitraum). Endet ein Benutzungsverhältnis vor Ablauf 
des Veranlagungszeitraums, entsteht die Gebührenschuld mit 
Ende des Benutzungsverhältnisses.

2. In den Fällen des § 42 Abs. 1 Satz 2 entsteht die Gebühren-
schuld für den bisherigen Anschlussnehmer mit Beginn des auf 
den Übergang folgenden Kalendermonats, für den neuen An-
schlussnehmer mit Ablauf des Kalenderjahres.

3. In den Fällen des § 44 Abs. 2 entsteht die Gebührenschuld mit 
der Beendigung der Baumaßnahme, spätestens mit Einbau 
einer Messeinrichtung nach § 21.

4. In den Fällen des § 46 entsteht die Gebührenschuld mit Beginn 
der Bauarbeiten.

5. Die Gebührenschuld gemäß § 43 und § 44 sowie die Vorauszah-
lung gemäß § 48 ruhen auf dem Grundstück bzw. dem Erbbau-
recht als öffentliche Last (§ 13 Abs. 3 i. V. mit § 27 KAG).

 
§ 48   Vorauszahlungen

1. Solange die Gebührenschuld noch nicht entstanden ist, sind 
vom Gebührenschuldner Vorauszahlungen zu leisten. Die Vor-
auszahlungen entstehen mit Beginn des Kalendervierteljahres. 
Beginnt die Gebührenpflicht während des Veranlagungszeitrau-
mes, entstehen die Vorauszahlungen mit Beginn des folgenden 
Kalendervierteljahres.

2. Jeder Vorauszahlung wird ein Viertel des Jahreswasserver-
brauchs des Vorjahres und der Grundgebühr (§ 43) zugrunde 
gelegt. Beim erstmaligen Beginn der Gebührenpflicht werden 
die Vorauszahlungen auf der Grundlage der Grundgebühr, des 
Verbrauchsgebührensatzes und des geschätzten Jahreswasser-
verbrauchs des laufenden Jahres ermittelt.

3. Die für den Veranlagungszeitraum entrichteten Vorauszahlun-
gen werden auf die Gebührenschuld für diesen Zeitraum ange-
rechnet. In den Fällen des § 44 Abs. 2 sowie des § 46 entfällt die 
Pflicht zur Vorauszahlung.

 
§ 49   Fälligkeit

1. Die Benutzungsgebühren sind innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe des Gebührenbescheides zur Zahlung fällig. Sind Vo-
rauszahlungen (§ 48) geleistet worden, gilt dies nur, soweit die 
Gebührenschuld die geleisteten Vorauszahlungen übersteigt. Ist 
die Gebührenschuld kleiner als die geleisteten Vorauszahlungen, 
wird der Unterschiedsbetrag nach Bekanntgabe des Gebühren-
bescheids durch Aufrechnung oder Zurückzahlung ausgeglichen.

2. Die Vorauszahlungen gemäß § 48 werden mit Ende des Kalen-
dervierteljahres zur Zahlung fällig.

 
V. Anzeigepflichten, Ordnungswidrigkeiten, Haftung

§ 50   Anzeigepflichten
1. Binnen eines Monats sind der Gemeinde Buchenbach anzuzeigen:
 1.   der Erwerb oder die Veräußerung eines an die öffentli-

che Wasserversorgung angeschlossenen Grundstücks; 
entsprechendes gilt beim Erbbaurecht sowie beim Woh-
nungs- und Teileigentum;

 2.   Erweiterungen oder Änderungen der Verbrauchsanlage 
sowie die Verwendung zusätzlicher Verbrauchseinrich-
tungen, soweit sich dadurch die Größen für die Gebühren-
bemessung ändern oder sich die vorzuhaltende Leistung 
wesentlich erhöht.

 2.  Anzeigepflichtig nach Abs. 1 Nr. 1 sind Veräußerer und Er-
werber, nach Abs. 1 Nr. 2 der Anschlussnehmer.

 3.  Binnen eines Monats hat der Anschlussnehmer der Ge-
meinde Buchenbach mitzuteilen, wenn die Vorausset-
zungen für Teilflächenabgrenzungen gemäß § 29 Abs. 1 
Nr. 2 dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG entfallen 
sind, insbesondere abgegrenzte Teilflächen gewerblich 
oder als Hausgarten genutzt, tatsächlich an die öffentliche 
Wasserversorgung angeschlossen oder auf ihnen geneh-
migungsfreie bauliche Anlagen errichtet werden.

 4.  Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft versäumt, so haf-
tet im Falle des Abs. 1 Nr. 1 der bisherige Gebührenschuld-
ner für die Benutzungsgebühren, die auf den Zeitraum bis 
zum Eingang der Anzeige bei der Gemeinde Buchenbach 
entfallen.

 
§ 51   Ordnungswidrigkeiten

1.  Ordnungswidrig im Sinne von § 142 der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 4 ein Grundstück nicht an die öffentliche Wasserver-
sorgung anschließt,

2. entgegen § 5 nicht seinen gesamten Wasserbedarf der öffentli-
chen Wasserversorgung entnimmt,

3. entgegen § 8 Abs. 1 Wasser an Dritte ohne schriftliche Zustim-
mung der Gemeinde Buchenbach weiterleitet,

4. entgegen § 14 Abs. 4 Beschädigungen des Hausanschlusses 
nicht unverzüglich der Gemeinde Buchenbach mitteilt,

5. entgegen § 17 Abs. 2 Anlagen unter Missachtung der Vorschrif-
ten der Satzung, anderer gesetzlicher oder behördlicher Bestim-
mungen sowie der allgemein anerkannten Regeln der Technik 
errichtet, erweitert, ändert oder unterhält,

6. entgegen § 17 Abs. 4 Anlagen und Verbrauchseinrichtungen so be-
treibt, dass Störungen anderer Anschlussnehmer, störende Rückwir-
kungen auf Einrichtungen der Gemeinde Buchenbach bzw. Dritter 
oder Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers eintreten.

2.  Ordnungswidrig im Sinne von § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG han-
delt, wer vorsätzlich oder leichtfertig den Mitteilungspflichten 
nach § 21 Abs. 3 Satz 2 und § 50 Abs. 1 bis 3 dieser Satzung 
nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig nachkommt.

 
§ 52   Haftung bei Versorgungsstörungen

1.  Für Schäden, die ein Wasserabnehmer durch Unterbrechung 
der Wasserversorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in der 
Belieferung erleidet, haftet die Gemeinde Buchenbach aus dem 
Benutzungsverhältnis oder unerlaubter Handlung im Falle

1. der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Gesundheit 
des Wasserabnehmers, es sei denn, dass der Schaden von der 
Gemeinde Buchenbach oder einem ihrer Bediensteten oder 
einem Verrichtungsgehilfen weder vorsätzlich noch fahrlässig 
verursacht worden ist;

2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass der Schaden 
weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit der Ge-
meinde Buchenbach oder eines ihrer Bediensteten oder eines 
Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist;

3. eines Vermögensschadens, es sei denn, dass dieser weder durch 
Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit eines vertretungsbe-
rechtigten Organs der Gemeinde Buchenbach verursacht wor-
den ist. § 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist 
nur bei vorsätzlichem Handeln von Verrichtungsgehilfen anzu-
wenden.

 
2.  Abs. 1 ist auch auf Ansprüche von Wasserabnehmern anzuwen-

den, die diese gegen ein drittes Wasserversorgungsunterneh-
men aus unerlaubter Handlung geltend machen. Die Gemeinde 
Buchenbach ist verpflichtet, den Wasserabnehmern auf Verlan-
gen über die mit der Schadensverursachung durch ein drittes 
Unternehmen zusammenhängenden Tatsachen insoweit Aus-
kunft zu geben, als sie ihr bekannt sind oder von ihr in zumut-
barer Weise aufgeklärt werden können und ihre Kenntnis zur 
Geltendmachung des Schadensersatzes erforderlich ist.
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3. Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 15 €.
4.  Ist der Anschlussnehmer berechtigt, das gelieferte Wasser an 

einen Dritten weiterzuleiten (§ 8 Abs. 1) und erleidet dieser 
durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch Unre-
gelmäßigkeiten in der Belieferung einen Schaden, so haftet die 
Gemeinde Buchenbach dem Dritten gegenüber in demselben 
Umfang wie dem Wasserabnehmer aus dem Benutzungsver-
hältnis.Leitet der Anschlussnehmer das gelieferte Wasser an 
einen Dritten weiter, so hat er im Rahmen seiner rechtlichen 
Möglichkeiten sicherzustellen, dass der Dritte aus unerlaubter 
Handlung keine weitergehenden Schadensersatzansprüche 
erheben kann, als sie in den Absätzen 1 bis 3 vorgesehen sind. 
Die Gemeinde Buchenbach weist den Anschlussnehmer dar-
auf bei Begründung des Benutzungsverhältnisses besonders 
hin.

5.  Der Wasserabnehmer hat den Schaden unverzüglich der Ge-
meinde Buchenbach oder, wenn dieses feststeht, dem ersatz-
pflichtigen Unternehmen mitzuteilen. Leitet der Anschluss-
nehmer das gelieferte Wasser an einen Dritten weiter, so hat er 
diese Verpflichtung auch dem Dritten aufzuerlegen.

 
§ 53   Haftung von Wasserabnehmern und Anschlussnehmern

1. Der Wasserabnehmer haftet für schuldhaft verursachte Schäden, 
die insbesondere infolge einer unsachgemäßen Benutzung oder 
den Bestimmungen dieser Satzung zuwiderlaufenden Benutzung 
oder Bedienung der Anlagen zur Wasserversorgung entstehen. 
Der Anschlussnehmer haftet für Schäden, die auf den mangelhaf-
ten Zustand seiner Anlage (§ 17) zurückzuführen sind.

2. Der Haftende hat die Gemeinde Buchenbach von Ersatzansprü-
chen Dritter freizustellen, die wegen solcher Schäden geltend 
gemacht werden. Sind Ansprüche auf Mängel an mehreren Ver-
brauchsanlagen zurückzuführen, so haften die Wasserabneh-
mer als Gesamtschuldner.

 
VI.  Steuern, Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 54   Umsatzsteuer
Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung festgelegten Abga-
ben, Kostenersätzen und sonstigen Einnahmen (Entgelten) zugrun-
de liegen, umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu den Entgelten noch 
die Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) in der im Umsatzsteuergesetz 
jeweils festgelegten Höhe.
 

§ 55   Inkrafttreten
1. Soweit Abgabeansprüche nach dem bisherigen Satzungsrecht 

bereits entstanden sind, gelten anstelle dieser Satzung die Sat-
zungsbestimmungen, die im Zeitpunkt des Entstehens der Ab-
gabeschuld gegolten haben.

2. Diese Satzung tritt am 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Wasserabgabesatzung vom 26.09.2022 (mit allen späteren Än-
derungen) außer Kraft.

 
Ausgefertigt:
Buchenbach, den 12.10.2026
 
gez. Ralf Kaiser
Bürgermeister
 
Hinweis nach Satzungsbekanntmachung gem. § 4 Abs. 4 
Gemeindeordnung (GemO)
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund 
der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 
Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektro-
nisch innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Sat-
zung gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden ist; der 
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. 
Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der 
Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung 
verletzt worden sind.

Abweichend hiervon kann die Verletzung der Verfahren- und 
Formvorschriften auch nach Ablauf der Jahresfrist von jedermann 
geltend gemacht werden, wenn der Bürgermeister dem Satzungs-
beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen 
hat, oder wenn vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehör-
de Satzungsbeschluss beanstandet hat oder ein anderer die Verlet-
zung von Verfahren- oder Formvorschriften innerhalb der Jahres-
frist geltend gemacht hat.
 

Polizei Freiburg warnt vor Einbrüchen 
Experten-Hotline am 26. Oktober
Mit der Zeitumstellung am kommenden Wochenende (24./25. Okto-
ber 2026) setzt die Dämmerung wieder früher ein. Diese frühe Dun-
kelheit am späten Nachmittag nutzen Einbrecher gezielt aus, da un-
beleuchtete Gebäude frühzeitig verraten, dass niemand zu Hause ist.

Wichtige Verhaltenstipps der Polizei:
• Aufmerksamkeit: Achten Sie auf fremde Personen oder Fahrzeu-

ge in Ihrer Nachbarschaft.
• Anwesenheit simulieren: Schalten Sie bei Abwesenheit das 

Licht ein.
• Verschluss: Schließen Sie Türen immer zweifach ab und lassen 

Sie Fenster niemals gekippt.
• Verdachtsmomente: Zögern Sie nicht und wählen Sie im Ver-

dachtsfall sofort den Notruf 110.

Großer Beratungstag zur Einbruchsvorsorge am 
Montag, den 26. Oktober 2026, von 13:00 bis 18:00 Uhr 
eine kostenlose Telefon-Hotline. Spezialisten beantworten Fragen 
und geben individuelle Tipps für ein sicheres Zuhause. 
Experten-Hotline: 07641 / 582-300
E-Mail für Terminvereinbarungen:
freiburg.pp.praevention@polizei.bwl.de
 

Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald
Schnittkurs Streuobst 26.-28. November 2026 –  
Anmeldung bis 15. November
Im Mittelpunkt steht dabei das Schneiden von Bäumen aller Obstar-
ten und Baumformen, darunter Halb- und Hochstämme, sowohl 
in Gärten als auch auf Obstwiesen. Der Theorieteil findet in der 
Außenstelle des Landratsamts am Europaplatz 1 in 79206 Breisach 
statt. Der Praxisteil wird anschließend in den Gärten und auf den 
Obstwiesen der Teilnehmer durchgeführt. Sie benötigen wetterfes-
te Kleidung, Werkzeuge wie Handscheren und Handsägen. Ein Ver-
sicherungsschutz für selbst verschuldete Unfälle besteht nicht. Die 
Teilnahme erfolgt auf eigene Gefahr. Alle Infos unter www.lkbh.de
Termine:
Donnerstag, 26.11.2026, 18 bis 21 Uhr: Theorieabend
Freitag, 27.11.2026, 9 bis 16 Uhr: Praxistag
Samstag, 28.11.2026, 9 bis 13 Uhr: Praxistag
Die Gebühr beträgt 120 Euro. Anmeldeschluss 15.11.2026
Verbindliche Anmeldung beim Landratsamt Breisgau-Hoch-
schwarzwald Fachbereich Landwirtschaft, Telefon 0761/2187-9580, 
E-Mail: landwirtschaft@lkbh.de. Nach erfolgter Anmeldung erhalten 
die Teilnehmer eine Rechnung, und alle Einzelheiten zum Ablauf.

VHS

Die Frühstartrente: Was bedeutet sie Für Eltern 
und Kinder? - Vortrag von Niels Nauhauser 
Am Dienstag, den 27.10. um 18 Uhr hält Niels Nauhauser online 
einen Vortrag zur Frühstartrente. Der Vortrag wird gefördert durch 
das Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen Baden-Würt-
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temberg. Ab dem 1.1.27 startet die Frühstartrente: Für Kinder des 
Jahrgangs 2020 zahlt der Staat künftig monatlich zehn Euro in die 
Altersvorsorge. Anbieter nehmen bereits heute die staatliche För-
derung zum Anlass, Eltern weitere Vorsorgeverträge für ihre Kinder 
anzubieten. Umso wichtiger sind die Grundlagen für eine anbiete-
runabhängige Einordnung der geplanten Frühstartrente, wie sie in 
der Veranstaltung vermittelt werden: Sie erfahren, welche Anbiete-
rinteressen hinter Verkaufsangeboten stehen können und worauf 
sie achten sollten, bevor sie für ein Kind einen langfristigen Alters-
vorsorgevertrag abschließen. Anmeldung ist erforderlich unter 
Tel. 07661-5821. Der Vortrag ist gebührenfrei.
 
Besser Hören - Aktuelle Technologien und Entwicklungen - 
Vortrag von Florian Lehmann 
Am Montag, den 2.11. um 18 Uhr hält Florian Lehmann in Kirchzar-
ten bei Lehmann Hörakustik, Hauptstr. 15 einen Vortrag zu aktuel-
len Technologien und Entwicklungen bei Hörgeräten. Wie kann ich 
beim Fernsehen besser verstehen? Wie in Gruppengesprächen aktiv 
mithalten? Welche unsichtbaren Lösungen gibt es? Anmeldung ist 
erforderlich unter Tel. 07661-5821. 
 
Was ist rechtliche Betreuung? – Grundlagen, Aufgaben und Be-
deutung - Vortrag von Carolin Zimber 
Am Dienstag, den 3.11. um 18:30 Uhr hält Carolin Zimber vom SKM 
in der Sommerbergschule in Buchenbach, Raum 201, einen Vortrag 
zur rechtlichen Betreuung. Es wird erläutert, wann und warum eine 
Betreuung eingerichtet wird, welche Aufgaben Betreuerinnen und 
Betreuer übernehmen und welche Rechte die betreuten Personen 
haben. Auch die Unterschiede zu Vorsorgevollmacht und Patienten-
verfügung werden anschaulich erklärt. Anmeldung ist erforder-
lich unter Tel. 07661-5821. Der Vortrag ist gebührenfrei.

Kirchliche NACHRICHTEN

Evang. Kirchengemeinde Kirchzarten-Stegen
Gottesdienste
Sonntag, 25.10.26
18.00 Uhr  Gottesdienst (Pfarrer i.R. Hellmuth Wolff), Ökumeni-

sches Zentrum in Stegen

Termine
Donnerstag, 22.10.26
20.00 Uhr  Zwischen den Zeilen (Pfarrer van Oorschot und Lie-

dermacher Martino), Evangelisches Gemeindezent-
rum in Kirchzarten

  Ein Abend für Musik, Austausch und Inspiration
 
Café con Dios ev. Gemeindezentrum, Schauinslandstr. 8
Montag-, Dienstag- und Mittwochnachmittag von 15.00 Uhr bis 
17.30 Uhr.
Der Herbst ist gekommen und das Sommercafé geht....
Ab nächste Woche (Montag, 26.10.) ist das Café geschlossen. Selbst-
verständlich hat es 
weiterhin jeden ersten Sonntag im Monat nach dem Gottesdienst 
von 11:00 bis 12:30 Uhr 
geöffnet und das Team freut sich über zahlreiche Besucher. 
 
Musikalische Gruppen (nicht in den Schulferien)
Gospelchor: montags, 18.00 – 19.30 Uhr im Ökumen. Zentrum, 
Stegen, Dorfplatz 15, 
Kammerorchester: freitags um 18 Uhr im Ev. Gemeindezentrum 
Kirchzarten. Infos Evang. Pfarramt, Tel. 07661/62010
Kantorei: freitags um 19.45 Uhr im Ev. Gemeindezentrum Kirchzarten. 
Infos Evang. Pfarramt, Tel. 07661/62010
Ökumen. Kinderchor: mittwochs 17.15 Uhr im Ökumen. Zentrum, 
Dorfplatz 15, Stegen

Evang. Pfarrämter: 
Schauinslandstr. 8, 79199 Kirchzarten, Tel. 07661-62010, kirchzar-
ten@kbz.ekiba.de,
Dorfplatz 15, 79252 Stegen
www.ekidreisamtal.de
Pfarrer: Philipp van Oorschot, Tel. 904810

Kath. Kirchengemeinde 
Gottesdienste
Do, 22.10.2026 Donnerstag der 29. Woche im Jahreskrei
14:00 Trauerfeier für Franziska Schuler - 

anschließend Urnenbeisetzung
St. Blasius Buchenbach
Leitung: Bernhard Stoffel-Braun

Fr, 23.10.2026 Freitag der 29. Woche im Jahreskreis
15:00 Barmherzigkeitsstunde - Eucharistische Anbetung

St. Blasius Buchenbach
Leitung: Anna Wehrle

So, 25.10.2026 + 30. SONNTAG IM JAHRESKREIS
MISSIO-Kollekte
18:00 Rosenkranz

St. Blasius Buchenbach
Mi, 28.10.2026
18:00 Rosenkranz

St. Blasius Buchenbach
18:30 Eucharistiefeier

Ged. an: Berta u. Erich Gack
St. Blasius Buchenbach
Leitung: Sascha Doninger

Fr, 30.10.2026 Freitag der 30. Woche im Jahreskreis
15:00 Barmherzigkeitsstunde - Eucharistische Anbetung

St. Blasius Buchenbach
Leitung: Anna Wehrle

19:30 Taizé-Gebet
Vater-Unser-Kapelle Unteribental
Leitung: Roland Stark

So, 01.11.2026 + ALLERHEILIGEN
10:30 Wort-Gottes-Feier - anschließend Gräberbesuch

St. Blasius Buchenbach
Leitung: Gemeindeteam

 
Öffnungszeiten katholisches Pfarramt Buchenbach
Dienstag 9 bis 11 Uhr, Donnerstag 14.30 bis 16.30 Uhr
Tel.: 07661-4085, E-Mail: blasius-buchenbach@kath-dreisamtal.de
Homepage: www.kath-hochschwarzwald.de

Öffnungszeiten katholisches Pfarramt Kirchzarten
Montag bis Freitag 9 bis 11 Uhr, Donnerstag 13.30 bis 16.30 Uhr
Mittwochs geschlossen

Öffnungszeiten der Kath. Öffentlichen Bücherei,
im Gemeindehaus St. Agatha
Donnerstag (außer Feiertage) 17.30 Uhr bis 18.30 Uhr
Sonntag 10.00 Uhr bis 11.30 Uhr
E-Mail: koeb-buchenbach@kath-dreisamtal.de

Haus Maria Lindenberg
Freitag, 13. November 2026/15.30 -18.30 Uhr 
Stille auf dem Berg. Rundweg im Schweigen mit Impulsen und 
kulinarischem Abschluss. Die Kraft der Stille rund um den Linden-
berg in der Stimmung eines November-Spätnachmittags erfahren. 
Leitung: Dorothea Welle, Leiterin Friedensarbeit und Exerzitien, 
Haus Maria Lindenberg. Anmeldung unter: 07661/908 4321 (Pil-
gergaststätte).
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Herzliche Einladung zum 
Seniorennachmittag im Herbst
Donnerstag, 05. November 15.00 Uhr Gemeindehaus 
St. Agatha
Wir beginnen mit Kaff ee und Kuchen passend zum Thema Herbst 
und später  gibt es noch Kürbissuppe und Zwiebelkuchen.
Wir freuen uns auf euer Kommen.
Das Vorbereitungsteam

VEREINSNACHRICHTEN

Heimatverein Hansmeyerhof e.V.
Z’Licht go im Hansmeyerhof
Mundart und Musik mit Uli Führe und Joseph Schuler
Am 14. November um 20.00 Uhr wechseln sich Uli Führe und Jo-
seph Schuler mit Mundart und Musik ab. Führe singt aus seinem 
aktuellen Programm neue Lieder wie „KI cha sell was i nit cha“ und 
„I weiß d Lösig“. 2026 ist auch der 200. Todestag von Johann Peter 
Hebel, darum werden einige Kalendergeschichten die Zuhörer er-
heitern, wie die von den Drei Worten oder der Seltsame Spazierritt. 
Und natürlich werden auch Neuvertonungen von Hebel zu hören 
sein. Joseph Schuler, der über dreißig Jahre den Musikverein in Bu-
chenbach leitete, wird mit dem Akkordeon Intermezzi gestalten 
und schließlich auch noch das ein oder andere Lied zum Mitsingen 
anstimmen. 
Karten sind im Vorverkauf bei der Bäckerei Kreutz in Buchenbach 
und der Touristinfo in Kirchzarten erhältlich.

RSV Unteribental e.V.
Der RSV lädt ein: Konzert am 21.11.2026 um 19:30 Uhr in 
der Ibentalhalle
Vorverkauf startet ab 24.10.2026
In seiner Reihe "Kleinkunst im 
Tal" hat der Radsportverein 
Unteribental dieses Jahr Mar-
tin Glönkler mit seiner Band 
eingeladen. Der Abend ver-
spricht tolle Unterhaltung aus 
dem vielfältigen Repertoire 
von Herrn Glönkler: ob Hits 
von Udo Jürgens, humoristi-
sche Einlagen über das Bezie-
hungsleben oder spontane 
Adaption der Publikumswün-
sche, die Pressestimmen von 
früheren Auftritten erzeugen 
jetzt schon Vorfreude.

Die Karten sind im Vorver-
kauf ab dem Samstag, 24.10. 
sowohl in der Bäckerei Kreuz
als auch im Dorfl aden in Buchenbach zu erhalten. Alternativ kön-
nen Sie auch online auf unsere Homepage vorbestellen:
www.rsv-unteribental.de

Seien Sie unsere Gäste, kommen Sie vorbei und erleben Sie mit uns 
einen schwungvollen, kurzweiligen und unterhaltsamen Abend. 
Wie immer sorgt die Mannschaft des RSV für das "drumherum" mit 
Bewirtung und kleinen Speisen.

Die Vorstandschaft des RSV e.V.

TERMINE

Tourist Info
Wir sind gerne für Sie da
Tourist-Info Dreisamtal | Hauptstr.24, Kirchzarten | 
07661/907980 | tourist-info@dreisamtal.de | dreisamtal.de 
Montag bis Freitag 9:30 bis 14:30 Uhr | Samstag 10 
bis 12 Uhr an Sonn- und Feiertagen geschlossen
Ab dem 1. November: Montag bis Freitag 9:30-13 Uhr

Veranstaltungen im Dreisamtal vom 21.-29. Oktober 
Nähere Informationen zu allen Veranstaltungen unter 
dreisamtal.de/events

Donnerstag, 22. Oktober
19:30-21:45 Uhr: Mitsingkonzert in der Rainhof Scheune (Tenne) 
mit Coco und Lorenz Ticket: 14,-€, Kirchzarten-Burg, Höllentalstr. 
96, Tickets: Abendkasse oder vorab: rainhofscheune.de/event

Samstag, 24. Oktober
10:30 - ca. 13:30 Uhr: Große Tour auf dem Kräuter-Erlebnispfad 
(ca. 4,5 km). Treff punkt: St.-Laurentius-Kirche, Hofsgrund. 15€, Kin-
der 7,50€. Anmeldung: Linda Winkler, info@kraeuterdorf-oberried.de 
oder 0176/ 2409 9614. kraeuter-erlebnispfad-oberried-hofsgrund.de

Sonntag, 25. Oktober 
11 - 12 Uhr: Kulturkreis Dreisamtal: Das Duo Oelkrug/Sauter spielt 
Violine und Akkordeon: Tango, Swing, Klezmer,...Ohne Anm. Kosten-
frei. Buchenbach, Friedrich-Husemann-Klinik, Raphaelsaal
12-15 Uhr: Märchenführung im Bergwerk Schauinsland (s.unten) 
stündlich, ohne Anmeldung

Dienstag, 27. Oktober
13:30 – ca. 15:30 Uhr: Kleine Tour auf dem Kräuter-Erlebnispfad 
(ca. 3,8 km). Treff punkt: St.-Laurentius-Kirche, Hofsgrund. 11 €, Kinder 
5,50 €. Anmeldung: Linda Winkler, info@kraeuterdorf-oberried.de 
oder 0176/ 2409 9614. kraeuter-erlebnispfad-oberried-hofsgrund.de

Mittwoch, 28. Oktober
9:30 – 12:30 Uhr: Geführte Wanderung am Schauinsland zum 
Schniederlihof mit Ursel Lorenz. Anmeldung bis spät. Vorabend: 
07602-512 oder natourpur-schauinsland.gmx.de

Donnerstag, 29. Oktober
19 Uhr: Stand-up-Comedy in der Rainhof Scheune mit “Comedy 
Flex”. Ticket: 24,80€, Kirchzarten-Burg, Höllentalstr. 96, Tickets: rain-
hofscheune.de/event

Regelmäßige Veranstaltungen
Mittwochs und samstags | täglich auf Anfrage
14- ca. 15 Uhr: Ponyreitspaziergang auf der Fancy-Farm, Kirchzar-
ten-Neuhäuser, Am Pfeiferberg 4 www.fancy-farm.de | Ute Harre, Tel. 
0171/ 447 9607 (Anmeldung erforderlich) 

Donnerstags (nicht an Feiertagen!) 
17 Uhr: Auf dem Rücken der Ponys, Kinder ab 3 J., ohne Anmeldung, 
auch bei Regen (Reithalle). 5 €, gerne mit Reit- oder Radhelm (kann 
auch geliehen werden) Erlenhof, Buchenbach-Himmelreich, Erlen-
hofstr. erlenhof-himmelreich.de

Tierisch unterwegs im Dreisamtal mit Lamas, Alpakas, Pferden, 
Eseln oder Ponys: dreisamtal.de/tierisch

Rätseln in der Natur, Outdoor-Escape Spiel in Kirchzarten – Die Le-
gende von Falkenstein
dreisamtal.de/dreisamgeheimnis „Der Brautzug der Marie Anto-
inette“ – Radfahren, Rätselspaß und Kulinarik. genuss-rätsel.de
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Geführte Touren zum Sonnenuntergang, zu Wetterbuchen, in die 
Natur rund um den Schauinsland: dreisamtal.de/erleben/wandern/
gefuehrte-touren
 
Steinwasenpark (bis einschließlich 1. November): täglich 10-17 
Uhr. steinwasenpark.de
 
Museen im Dreisamtal - dreisamtal.de/museen
Heimatstüble - jeden Montag 17-19 Uhr, Oberried-Zastler, 
Talstraße 27
 
Schniederlihof (bis einschließlich 31.10.) – Samstag, Sonn- 
und Feiertag: Führungen von 12-16 Uhr, Oberried-Hofsgrund, 
Gegendrumweg 3
 
Historische Gassenbauernhofmühle in Oberried-Zastler, 
Talstraße 7
Termine können gerne telefonisch vereinbart werden: 
Tel. 07661/ 989 230 (Theo Hirschbihl) 
 
Hansmeyerhof mit dem Alemanne-Stüble in Buchenbach-Wa-
gensteig, Griesdobelstraße 18,
Besuchstermine gerne telefonisch: Bettina Willmann, 07661/ 99 298. 
www.hansmeyerhof.de
 
Alte Säge in Zarten: Das Mühlenrad der „Alten Säge“ dreht sich 
wieder. Bestaunen Sie das vollständig erhaltene Transmissions-
system. Besuchstermine gerne telefonisch bei: Sigrun Bludau, Tel. 
07661/ 61 327 oder per E-Mail: sigrun.bludau@gmx.de, buergerver-
ein-zarten.de
 
Museums-Bergwerk Schauinsland (bis einschließlich 31.10.): 
Mittwoch / Samstag / Sonn- & Feiertag, Große und kleine Führun-
gen. Ohne Anmeldung. schauinsland.de/museums-bergwerk
Krimi-Wanderungen: 8. November, 27.12.
Märchen-Führungen, jeweils 12, 13, 14, 15 Uhr: 25. Oktober Ohne 
Anmeldung!

 

Kulturkreis Dreisamtal
Sonntag, 25.10. 11.00-12.00 Uhr Konzert: Eine musikalische Reise 
von Tango bis Czardas. Das Duo Sylvia Oelkrug ( Violine) und Cor-
dula Sauter (Akkordeon) verbindet lateinamerikanischen Tango und 
Bossa Nova mit klassischem Swing, französischer Musette, seelen-
vollem Klezmer und feurigem Czardas. Friedrich-Husemann Klinik 
Buchenbach, Raphaelsaal. Eintritt frei - Spenden erbeten!

TAIZÉ-GEBET
Miteinander Singen, auf Gottes Wort hören, Stille und Schweigen, freie 
Fürbitten, Dank, Lobpreis – verbunden mit der Gemeinschaft in Taizé 
und vielen Gruppen weltweit. Immer am letzten Freitag im Monat, in 
der Vaterunser-Kapelle im Ibental, um 19.30 Uhr. Dauer ca. 1 Stunde.
Herzliche Einladung für Freitag, den 30. Oktober 2026, 19.30 Uhr
Roland + Angelika Stark, Tel. 07661/9889444

Veranstaltungen in den Umlandgemeinden
Kammerkonzert mit dem Offenburger Streichtrio
Am Sonntag, 25. Oktober 2026, um 11:00 Uhr im Kapitelsaal in 
St. Märgen ein. Unter dem Titel „Zwischen Serenade und Salon 
– Eine musikalische Reise von Wien bis Paris“ präsentieren Frank 
Schilli (Violine), Rolf Schilli (Viola) und Martin Merker (Violoncello) aus-
gewählte Werke von Paul Wranitzky, Wolfgang Amadeus Mozart und 
Benjamin Godard. Der Eintritt ist frei, Spenden sind willkommen.

Großes Jahreskonzert von Jazzaffair
Am Sonntag, den 25. Oktober 2026 um 17 Uhr, gibt Jazzaffair 
sein großes Jahreskonzert im Evangelischen Gemeindezentrum, 
Schauinslandstraße 8. Jazzaffair Freiburg - das sind rund 20 Frauen-
stimmen, die Vocal Jazz mit Band auf die Bühne bringen: klassische 
Swing-Titel , gefühlvolle Balladen, moderne Pop-Arrangements. Be-
gleitung Jazz-Trio (Piano, Schlagzeug, Bass). Die Leitung hat David 
Williams Hughes. Der Eintritt ist frei. 
 
48. Wolfgang Marschner Festival Hinterzarten
Beethoven Klavierabend am Samstag, den 24. Oktober um 16 
Uhr im Kurhaus Hinterzarten. Solist ist der junge Starpianist Julian 
Pflugmann. Er stellt auf dem frisch renovierten Bösendorfer Flügel 
aus dem Nachlass des Festival Gründers Wolfgang Marschner die 
letzten Beethoven Sonaten vor (Op. 109, 110 und 111). Die drei Sona-
ten sind transzendente Musik: Sie verwandeln Schmerz in Trost und 
lassen am Ende Versöhnung hörbar werden. Der Eintritt ist frei, um 
Spenden wird gebeten.

Stellenangebot 
Gemeinde Stegen
Wir suchen für die Kernzeitbetreuung in Stegen und Ste-
gen-Eschbach ab sofort 
Pädagogische Fachkraft oder Quereinsteiger/innen (m/w/d) 
unbefristet in Teilzeit oder auf Minijob-Basis
Wenn Sie Interesse haben, Kinder in ihrer Entwicklung zu begleiten 
und Teil unseres Teams zu werden, freuen wir uns auf Ihre Bewerbung!
Nähere Informationen erhalten Sie über: Lorena Litzner, 
Tel.: 07661/90916442, E-Mail: leitung@kernzeit-stegen.de, 
www.kibids.de/jobs/

Achtung, Familienbetrieb kauft 
Pelze, Bleikristall, Teppiche, Kroko-Taschen, D.-Taschen, 

Abendgarderobe, Armbanduhren, Wanduhren, Bilder, Vorwerk-
Staubsauger, Musikinstrumente, alte Möbel, Nähmaschinen und 

Schreibmaschinen, Tafelsilber, Goldschmuck, Modeschmuck 
jeglicher Art, Münzen. Komme vor Ort, zahle in bar. 

Familienbetrieb seit 1985, Herr Gert. 

Tel. 0152 160 82 594

SERVICE RUND UM DIE UHR

ONLINE ANZEIGE BUCHEN: 
WWW.PRIMO-STOCKACH.DE
Buchen Sie mit dem Online-Kalkulator bequem
Ihre Anzeige und berechnen Sie direkt den Preis.

Wir stehen Ihnen gerne zur Verfügung:

 Tel. 0 77 71 / 93 17 - 11

 anzeigen@primo-stockach.de
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